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Vorbemerknoi». 


Als  Quellen  für  die  vorliegende  Darstellung  haben  in  der 
Hauptsaclie  die  Akten  und  Sitzungsberichte  der  beiden  Kammern 
der  Generalstaaten,  sowie  verschiedene  Sammlungen  nieder- 
ländischer Gesetze,  Yerordnungen  und  Verträge  gedient.  Die 
sonstige  Litteratur  ist  dürftig,  auch  häufig  nicht  vollkommen 
zuverlässig;  dies  gilt  besonders  von  der  im  49.  Bande  der 
Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  veröffentlichten  Arbeit 
von  H.  de  Reus  und  G.  S.  Endt:  „Die  Handelspolitik  der 
Niederlande  in  den  letzten  Jahrzehnten."  Einige  Anhaltspunkte 
bietet  das  Werk  von  J.  A.  De  Bruyne:  De  geschiedenis  van 
Nederland  in  onzen  tijd,  Schiedam  1891  ff.,  sowie  die  kürzere 
Abhandlung  von  D.  Wanjon:  Geschiedenis  van  den  neder- 
landschen  handel  sedert  1795,  Haarlem  1900.  Im  übrigen  muss 
icli  auf  die  Litteraturangabon  in  den  Anmerkungen  verweisen. 
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Einleitung.   Die  Grundzüge  der  niederländischen  Handelspolitik  von 
1815  bis  1850.   Die  Gesetzgebung  vom  8.  August  1850. 

lu  der  niederländischen  Handelspolitik  des  neunzehnten 
Jahrhunderts  sind  zwei  Hauptabschnitte  zu  unterscheiden.  Bis 
1850  ist  die  Zoll-  und  SchifFahrtsgesetzgebung  grundsätzlich  „pro- 
tektionistisch."  Der  Schwerpunkt  dieser  Politik  liegt  in  der 
Bevorzugung  der  nationalen  HandelsschifFahrt  durch  ein  ganzes 
System  von  Vergünstigungen;  daneben  besteht  ein  im  allge- 
meinen massiger  Agrar-  und  Industrieschutz.  Der  Uebergaug 
zu  einem  freieren  System  vollzieht  sich  zuerst  auf  dem  Gebiete 
der  Schiifahrtsgesetzgebung.  Im  Jahre  1850  werden  die  den 
fremden  Flaggen  auferlegten  Beschränkungen  allgemein  aufge- 
hoben. Im  Jahrzehnt  1850—60  gelangt  man  weiter  zur  gleich- 
massigen  Behandlung  alier  fremden  Nationen,  indem  man  die 
Yergünstigungen  einzelner  Handelsverträge  auf  alle  Staaten 
ohne  Unterschied  ausdehnt;  der  Versuch  aber,  den  bereits 
stark  ermässigten  Zolltarif  vollends  zu  einem  „rein  fiskalischen** 
zu  machen,  führt  noch  zu  keinem  Erfolg.  Das  nächste  Jahr- 
zehnt lässt  auch  dies  erreichen,  ferner  gelingt  die  Abschwäch- 
uiig  des  Differentialzollsystems  in  Niederländisch-Ostindien. 
Zwischen  1870  und  1880  endlich  vollzieht  sich  die  völlige  Ab- 
schaffung der  indischen  Differentialzölle  imd  die  Befreiung 
einer  grossen  Zahl  früher  zollpflichtiger  Artikel  in  Holland 
selbst.  Den  späteren  Zollgesetzen  kommt  nur  noch  vom  Stand- 
punkte der  Finanzwirtschaft  Bedeutung  zu:  die  handelspoli- 
tische Entwickelung  ist  um  die  Mitte  der  siebziger  Jahre 
relativ  abgeschlossen. 

Wir  versuchen  zunächst,  über  die  wesentlichsten  That- 
sachen  aus  der  ersten  Periode  der  holländischen  Handelspolitik 
einen  üeberblick  zU  gewinnen. 
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Am  Anfange  des  neunzehnten  Jahrhundorts  stand  Holland 
unter  französischer  Herrschaft,  wirtschaftlich  aufs  äusserste  be- 
einträchtigt durch  die  kriegerischen  Wirren  und,  seit  1806, 
durch  die  Folgen  der  Kontinentalsperre.  Nach  der  Loslösung 
von  Frankreich  zögerte  man  nicht  mit  der  AViederherstelhmg 
freierer  Gesetze  und  niedrigerer  Zölle. ')  Es  folgte  zwei  Jahre 
später  die  Einverleibung  Belgiens.  Hierdurch  war  die  Bei- 
behaltung eines  massigen  Zolltarifs  von  neuem  in  Frage  ge- 
stellt, da  die  belgische  Industrie,  die  sich  bis  vor  kurzem  des 
Schutzes  der  Koiitiuoiitalsperre  erfreut  hatte,  gegen  die  Zu- 
lassung der  fremden,  namentlich  der  enghschen  Konkurrenz 
AViderspruch  erhob.  Auch  der  gesteigerte  Finanzbedarf ')  legte 
eine  Erhöhung  der  Zölle  nahe,  die  in  der  That  schon  im 
nächsten  Jahre  eintrat.  Allein,  obwohl  man  die  hauptsäch- 
lichen Interessenten  Hollands  mit  allerhand  Kompensationen 
bedacht  hatte  —  Erliöhung  des  Tonnengeldes  für  ausländische 
Seeschiffe  (1^16),  Wiederherstellung  des  alten  Verbot-  und 
Prämiensystems  in  der  Hochseefischerei  (181(S),  Verbot  der 
Nationalisierung  im  Auslande  erbauter  Schiffe  (14.  März  1819)  — 
erregten  die  ersten  Zollgesetze,  namentlich  dasjenige  von  1819 
in  Holland  allgemeines  Missfallen.  Infolge  der  Abnahme  des 
Seeschiffahrtsverkehres  in  Amsterdam  und  Rotterdam,  die 
freilich  mit  Unrecht  nur  den  hohen  Eingaugszölleu  zuge- 
schrieben wurde,')  kam  es  zu  heftigen  Ausbrüchen  der  Unzu- 
friedenheit  und  vereinzelt  sogar  zu  öffentlichen  Unruhen  unter 
den  in  ihrem  Verdienste  bedrohten  Arbeitern.^)  Die  nach- 
drücklich verlangte  Zollreform  wurde  nun  in  Augriff  genommen 
und  im  Jahre  1821  zunächst  in  Form  eines  allgemeinen  Ge- 
setzes verkündet.  Dieses  Gesetz  (vom  12.  Juli  1821)  stellte 
in  Bezug  auf  die  Zölle  eine  Reihe  von  Grundsätzen  auf,  deren 
wichtigste  wir  folgen  lassen: 

1)  Der  Zoll  darf  in  der  Regel  ein  Maximum  von  G  7« 
des  Wertes  der  ein-  oder  ausgeführten  Waren  nicht 
übersteigen.  Das  Maximum  beträgt  nur  3  7.)  bei 
solchen  Waren,  an  deren  höherer  Belastung  die  natio- 
nale Produktion  nicht  interessiert  ist. 

2)  In  den  Spezialgesetzen,  soll  den  spezifischen  Zöllen 
vor  den  Wertzöllen  der   Vorzug  gegeben  werden. 
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3)  Don  Nationalschiffon  kann  anssor  durch  Bewilliirunjr 
eines  geringeren  Tonnengeldes  auch  in  Form  von 
Zollnachlässen  auf  die  unter  niederländischer  Plagge 
ein-  oder  ausgeführten  Waren  eine  Prämie  bewilligt 
werden. 

Yon  diesen  Prinzipien  wird  die  niederländische  Zollpolitik 
bis  zum  Jahre  1850,  zum  Teil  noch  über  1850  hinaus  be- 
herrscht. In  der  Praxis  begegnen  wir  freilich  zahlreichen 
Ausnahmen,  insbesondere  Ueberschreitungen  des  Maximalzolles, 
wozu  die  überwiegende  Anwendung  spezifischer  Zölle  eine 
Handhabe  bot. 

Der  Zollnachlass  für  die  Nationalflagge  wurde  durch  den 
Tarif  von  1822  auf  10  7^,  festgesetzt.  Bei  einer  grösseren 
Anzahl  von  Tarifpositionen  betrug  die  Ermässigung  noch  mehr. 

Die  Gesetze  stellten  indess  bloss  allgemeine  Regeln  auf 
und  verhinderten  nicht  deren  Abänderung  im  Vertragswege. 
Das  letztere  geschah  in  der  Folgezeit  sehr  häufig,  mit  anderen 
Worten,  es  wurde  den  Schiffen  fremder  Nationen  der  gleiche 
Zollnachlass  gewährt,  wie  den  Nationalschiffen  und  von  der 
Erhebung  eines  höheren  Tonnengeldes  Abstand  genommen. 
Die  Vereinbarungen  in  den  verschiedenen  Handels-  und 
Sohiffahrtsverträgen  führten  indessen  nicht  zur  völligen  Gleich- 
stellung der  fremden  Flaggen.*^)  In  der  Regel  hatten  nur 
diejenigen  ausländischen  Schiffe  Anspruch  auf  die  Zoller- 
mässigung, die  direkt  zwischen  ihrem  Heimatlande  und  den 
Niederlanden  verkehrten;  zur  Küstenschiffahrt  waren  regel- 
mässig nur  niederländische  Schiffe  zugelassen  und  in  der  Fahrt 
zwischen  Holland  und  seinen  überseeischen  Kolonien  besassen 
sie  ein  ähnliches  Monopol. 

Gegenüber  Ländern,  die  in  keinem  Vertragsverhältnis  zu 
Holland  standen,  wurde  bis  1850  der  volle  Differentialzoll 
erhoben. 

Eine  grundsätzliche  Aenderung  der  Zollgesetzgebung  kam 
überhaupt  nach  dem  Abfalle  Belgiens  (1830)  zunächst  nicht 
zustande.  Auch  der  im  Jahre  1845  ausgegebene  neue  Tarif 
ruhte  noch  durchaus  auf  schutzzöllnerischen  Prinzipien,  obwohl 
er  die  Zahl  der  Ausfuhrzölle  verminderte  und  im  Einfuhrzolle 
zahlreiche    Befreiungen    und    Ermässigungen    vornahm.      Man 


\ 
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hat  berechnet,  ^)  dass  von  den  rund  400  Tarifpositionen  etwa 
150  eine  Belastung  mit  3  7o  ^i^s  Wertes  und  weniger  auf- 
wiesen, während  einige  30  Artikel  ganz  vom  Zoll  befreit 
waren.  Die  übrigen  rund  220  Artikel  zahlten  in  den  meisten 
Fällen  über  6  V„,  hier  und  da  sogar  bis  zu  75  7«  und  mehr 
des  Wertes.  Der  Tarif  enthielt  ferner  die  Bestimmung,  dass 
Erzeugnisse  der  niederländischen  Kolonien,  ^)  sofern  sie  auf 
Nationalschiffen  in  ganzen  Ladungen  und  mit  Ursprungszeug- 
nissen versehen,  eingeführt  würden,  Freiheit  vom  Einfuhrzolle 
gemessen  sollten.  (Recht  des  Art.  3  §  1  des  Gesetzes  vom 
19.  Juni  1845.)  An  dieser  Vergünstigung  hatten  ausländische 
Reedereien  zunächst  keinen  Anteil,  dagegen  wurde  der  übliche 
Zollnachlass  von  10  7o  und  mehr  den  Schiffen  der  Vertrags- 
staaten unter  den  bisherigen  Bedingungen  auch  fernerhin  ge- 
währt. Neben  den  zahlreichen  Ein-  und  Ausfuhrzöllen  waren 
in  dem  neuen  Tarif  durchgehends  Transitzölle  im  Betrage  von 
in  der  Regel  5  '/^  cts  pro  Zentner  festgesetzt. 

Das  neue  Gesetz  befriedigte  die  Wünsche  der  mehr  frei- 
händlerisch gesinnten  Kreise  nicht.  Drei  hauptsächliche 
Mängel  der  bisherigen  Gesetzgebung  waren  unverändert  ge- 
lassen, zum  Teil  noch  vermehrt :  Die  Unklarheit  in  den  gelten- 
den Tarifbestimmungen  infolge  der  zahlreichen  vertraglichen 
Ausnahmen,  die  Belästigung  des  Transits  durch  Schiffahrts- 
abgaben und  Transitzölle,  die  Erschwerung  des  Getreidehandels 
durch  hohe  und  überdies  schwankende  Kornzölle. 

Die  letzteren  beiden  l*unkte  bedürfen  einer  kurzen  Er- 
läuterung. 

Holland  hatte,  ähnlich  wie  zu  derselben  Zeit  Preussen, 
durch  die  Gesetze  von  1816  und  1819  einen  massigen  Einfuhr- 
zoll auf  Getreide  gelegt,  der  beispielsw^eise  für  Weizen  OV27 
für  Roggen  4 '/,  Gulden  pro  Last  betrug.  Setzen  wir  die 
Last  gleich  30  hl  und  nehmen  wir  für  Weizen  ein  mittleres 
Gewicht  von  80  Kg  pro  hl,  für  Roggen  ein  solches  von  70  Kg 
an,  so  ergiebt  sich  ein  Zollbetrag  von 

rund  27  cts  ^=  rund  46  Pfg.  pro   100  Kg  Weizen  und 
„      21    „  „      36    „  y,  Roggen. 

Die  entsj)rechenden  preussischen  Sätze  betrugen  seit  dem 
I.Januar  1819  44  und  16  Pfg. ')     Nachdem   der  holländische 
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Tarif  vom  Jahre  1N22  uiui^u  goringtugige  Aenderungen  einge- 
führt hatte,  wurde  im  Jahre  1824,  wieder  imgefähr  gleichzeitig 
mit  Preussen,  der  Getreidezoll  um  ein  vielfaches  erhöht;  die 
Stätze  betrugen  nun: 

Holland  Preussen 

pro  Last     pro  100  Kg  pro  100  Kg 

Weizen  24  fl     1,70  Mk.  1,20  Mk. 
Roggen  15  „     1,20    ,  1,20    , 

Diese  erhöhten  Sätze  wurden  schon  im  Jahre  IHHO  nach 
dem  Abfalle  Belgiens  auf  etwa  den  dritten  Teil  ermässigt. 
Endlich  schritt  man  im  Jahre  1(S35  zur  Einführung  einer 
gleitenden  Zollscala  nach  englischem  Muster.  Der  höchste 
nach  dieser  Scala  anwendbare  Satz  betrug  DO  fl  pro  Last 
AVeizen,  oder  6,40  Mk.  pro  100  Kg.  Trotz  des  Widerstandes 
der  Getreidehandels-Interessenten  blieb  die  Scala  bis  1847  in 
Kraft  und  wurde  dann  von  neuem  durch  feste  Abgaben  ersetzt, 
die  ungefähr  den  Sätzen  des  Tarifs  von  1822  entsprachen. '") 
Auf  den  für  Holland  wichtigen  Getreidehandel  wirkte  die 
Wandelscala  zweifellos  ungünstig  ein;  seit  ihrer  Aufhebung 
sind  weitere  Versuche  mit  agrarischen  Schutzzöllen  unterblieben. 

Auch  die  Erhebung  von  Transitzöllen  und  Binnenschiffahrts- 
abgaben w^urde  als  eine  Belästigung  des  Handels  empfunden. 
Ein  bindendes  Uebereinkömmen  zwischen  den  Kheinuferstaaten 
über  die  Schiffahrtsabgaben  existierte  erst  seit  1831.  Bis 
dahin  hatte  Holland  die  vertragsmässige  Regelung  durch  einen 
doppelten  Anspruch  vereitelt;  einmal  den,  dass  die  Schiffahrt 
auf  dem  Rhein  nicht  bis  in,  sondern  bloss  bisan  das  Meer,  d.h.  bis 
zu  einer  fictiven  Zollgrenze  an  der  Flussmündung  als  frei  an- 
zusehen sei ;  zu  diesem  Anspruch  trat  der  zweite,  dass  von 
den  verschiedenen  Zweiggewässern  im  Unterlauf  des  Rheins 
nur  ein  Rheinarm,  nämlich  der  Leck,  als  Fortsetzung  des 
Stromes  zu  gelten  habe.  Beide  Streitpunkte  w^urden  durch 
die  Rheinschiffahrts-Konvention  vom  31.  März  1831  beseitigt. 
Holland  stimmte  dem  Grundsatze  der  Freiheit  der  Rhein- 
schiffahrt bis  in  das  Meer  zu  und  erkannte  auch  den  zweiten 
Rheinarm,  die  Waal,  als  Fortsetzung  des  Stromes  an. 

Unter  „Freiheit**  der  Rheinschiffahrt  war  freilich  nicht 
Freiheit    von   Abgaben    verstanden.      Diese    wurden    indessen 
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vertragsmässig  begrenzt  und,  soweit  es  sich  um  den  holländi- 
schen Teil  des  Stromes  handelte,  in  drei  Kategorien  geteilt: 
das  droit  fixe,  das  Rheinoktroi  und  die  sogenannte  Schiffs- 
gebühr (eine  Rekognitionsgebühr).  Das  Rheinoktroi  und  das 
droit  fixe  waren  Zollabgaben ,  die  von  den  Schiffen  nach 
Maassgabe  der  geladenen  Menge  erhoben  wurden.  Die  Er- 
hebung des  ersteren  fand  auf  der  holländischen  Rheinstreckc, 
d.  h.  zwischen  der  preussischen  Grenze  und  Krimpen  oder 
Gorinchem  statt,  die  des  letzteren  auf  den  Zweiggewässern, 
insbesondere  auf  dem  Leck  und  der  Waal.  Die  Rekognitions- 
gebühr war  nach  der  Grösse  der  Schiffe  ohne  Rücksicht  auf 
die  geladene  Menge  abgestuft  und  stets  von  neuem  fällig, 
wenn  eine  der  Zoll  stellen  passiert  werden  sollte.  Die  ver- 
schiedenen Ermässigungen  der  holländischen  Schiffahrtsabgaben 
können  hier  nicht  einzeln  besprochen  w^erdeu.  '*)  Es  ist  nur 
zu  erwähnen,  dass  der  Tarif  von  1845  eine  Herabsetzung  des 
droit  fixe  und  des  Rheinzolles  zur  Folge  hatte,  da  die  in 
diesem  Tarife  vorgeschriebenen  durchw^eg  niedrigen  Transitzoll- 
sätze auch  im  Rheintransit  Anwendung  fanden  und  die  bis- 
herigen höheren  Gebühren  verdrängten.  '^) 

Trotz  der  Klagen  über  angebliche  oder  wirkliche  Belästi- 
gungen des  Handels  und  der  Schiffahrt  lässt  sich  nicht  ver- 
kennen, dass  die  Regierung  gerade  diesen  Interessen  die 
wärmste  Fürsorge  widmete.  Man  scheute  kein  Opfer,  wenn 
es  technischen  Verbesserungen  der  Verkehrswege  zu  gute  kam. 
Wir  erinnern  insbesondere  au  den  Bau  des  Nordholland- 
Kanals,  der  eine  direkte  Verbindung  zw^ischen  Amsterdam  und 
der  Nordsee  herstellte.  Auch  Rotterdam  erhielt  durch  den 
sogenannten  Kanal  van  Voorne  eine  neue,  wenn  auch  nicht 
dauernd  ausreichende  Verbindung  mit  dem  Meere. 

Ein  anderes  wichtiges  Gebiet  für  die  regelnde  Thätigkeit 
des  Staates  bildete  der  Handel  mit  den  ostindischen  Kolonien. 
Hier  galt  es  vor  allem,  der  niederländischen  Industrie  ein 
neues  Absatzgebiet  zu  erobern'^).  Nachdem  Java,  das  von 
1811  bis  1816  unter  euglicher  Verwaltung  gestanden  hatte ''^), 
an  Holland  zurückgegeben  war,  blieb  einstweilen  noch  der 
englische  Zolltarif  in  Kraft,  währc^id  zugleich  alle  befreundeten 
Nationen  zum  Handel  zugelassen  waren.    Die  (uiglische  Export- 
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Industrie  war  der  niederläudischen  indessen  so  sehr  überlegen, 
dass  sie  den  indischen  Markt  fast  völlig  beherrschte.  Hierauf 
beruht  die  erste  Einführung  differentieller  Warenzölle  in  Indien. 

Seit  1818  war  der  Zoll  für  die  Einfuhr  sowohl  als  für  die 
Ausfuhr  dreifach  abgestuft  und  betrug  sechs,  i)  und  127«  vom 
Werte  der  Waren,  jenachdem  der  Handelsverkehr  mit  den 
Niederlanden  direkt  auf  niederländischen  Schiffen  oder  mit  den 
Niederlanden  auf  ausländischen  Schiffen  oder  mit  dem  Aus- 
lande auf  ausländischen  Schiffen  stattfand.  Daneben  wurden 
den  letzteren  zu  gunsten  der  niederländischen  Schiffe  einige 
weitere  Beschränkungen  auferlegt'^).  Die  englische  Export- 
Industrie  behielt  indessen  auch  unter  diesen  Umständen  auf 
dem  indischen  Markte  die  Oberhand.  Es  wurden  verschiedene 
Versuche  gemacht,  die  englische  Konkurrenz  da,  wo  sie  sich 
am  meisten  fühlbar  machte,  nämlich  im  Import  von  Textil- 
waren durch  einen  erhöhten  Zoll  auszuschliessen.  Die  Ver- 
suche blieben  aber  in  der  Hauptsache  erfolglos  und  endigten 
schliesslich  damit,  dass  über  die  Höhe  der  Zolldifferenz  ein 
Abkommen  mit  England  getroffen  w^urde  (März  1824).  Nach 
diesem  Abkommen  sollte  in  Zukunft  der  Differentialzoll  das 
Verhältnis  von  1  zu  2  nicht  übersteigen,  d.  h.  für  englische 
Exporte  nach  Indien  nicht  mehr  als  das  Doppelte  des  für 
niederländische  Exporte  festgesetzten  Satzes  betragen. 

Nachdem  es  sich  gezeigt  hatte,  dass  mit  den  Mitteln  der 
Zollpolitik  allein  die  Konkurrenz  der  fremden  Industrie  in 
Indien  nicht  erfolgreich  zu  bekämpfen  sei,  ging  die  Kegierung 
einen  Schritt  weiter.  Sie  rief,  wie  es  scheint  auf  Initiative  des 
Königs,  eine  Handelskompagnie  in's  Leben,  die  dem  kolonialen 
Handel  als  Stütze  dienen  sollte.  Eine  Kabinetsordre  vom  29. 
März  1824  verkündete  die  Gründung  einer  Aktiengesellschaft 
unter  dem  Namen  der  Nederlandschen  Handelmaatschappij  mit 
einem  Kapital  von  mindestens  12,  höchstens  24  Millionen  Gulden, 
für  dessen  Verzinsung  zu  ^^l^^l^^  der  König  persönlich  Garantie 
leistete. 

Da  das  Kapital  bald  um  ein  vielfaches  überzeichnet  war, 
erhöhte  man  den  ursprünglich  in  Aussicht  genommenen  Be- 
trag auf  37  Millionen  —  sicherlich  ein  grosser  Fehler,  denn 
ganz  abgesehen  von  der  gewaltigen  Zinslast,  die  man  dadurch 
dem  Könige  aufbürdete  (IVg   Millionen   Gulden  jährlich),  stand 
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das  grosse  Kapital  nicht  im  richtigen  Verhältnis  zu  den  immer- 
hin begrenzten  Aufgaben  der  Gesellschaft.  Dies  wurde  schon 
binnen  kurzem  klar;  bereits  1827  begannen  die  Aktienrück- 
käufe zu  niedrigen  Kursen  (86 "/o  und  weniger).  Vierzehn- 
tausend Aktien  im  Nominalwerte  von  14  Millionen  Gulden 
wurden  in  der  Zeit  von  1827  bis  1833  eingezogen;  der  hierbei 
auf  Kosten  der  Aktionäre  erzielte  Kursgewinn  kann  auf  rund 
2  Millionen  geschätzt  werden.  Am  1.  Januar  1832  war  un- 
geachtet dieser  Kursgewinne  (bis  dahin  gegen  1,9  Millionen) 
ein  Verlustsaldo  von  fast  4,7  Millionen  vorhanden,  während 
die  Interessenschuld  an  den  Zinsgaranten  (den  König)  auf  etwa 
3,7  Millionen  gewachsen  war. 

Aus  ihrer  kritischen  Lage  wurde  die  Maatschappij  im 
Jahre  1832  durch  einen  Vertrag  mit  der  Kegierung  befreit.  Der 
Vertrag  brachte  die  Gesellschaft  in  das  Verhältnis  einer  Agentur 
zum  Kolonialdepartement  und  übertrug  ihr  den  Verkauf  der 
sogenannten  „Regierungsgüter"  auf  den  niederländischen  Märkten. 
Zwei  kolonialpolitische  Systeme  waren  hier  vereinigt,  die  mau 
mit  dem  Namen  des  „Kultursystems"  und  des  „Konsignations- 
systems" zu  bezeichnen  pflegt.  Jenes  bestand  in  der  Haupt- 
sache darin,  dass  man  von  den  Eingeborenen  an  Stelle  der 
bisher  üblich  gewesenen  „Landrente"  bestimmte  Naturalliefe- 
rungen  beanspruchte,  was  übrigens  zugleich  der  einheimischen 
Sitte  besser  entsprach.  Die  Regierung  gelangte  somit  in  den 
direkten  Besitz  grosser  Mengen  von  Kolonialprodukten.  Diese 
sollten  nunmehr  durch  die  Handelsmaatschappij  nach  den 
Niederlanden  überführt  (konsigniert)  und  dort  versteigert  werden. 
Das  Konsignationssystem  schloss  im  allgemeinen  die  ander- 
weitige Veräusserung  von  Kolonialprodukten  aus. 

Durch  diese  Massregel  kam  die  Handelmaatschappij  in 
eine  Monopolstellung.  Die  Verluste  waren  bald  gedeckt  und 
schon  1835  konnte  eine  Dividende  von  4'/2%  verteilt  werden. 
Dabei  zahlte  die  Gesellschaft  den  von  ihr  gecharterten  Schiffen 
sehr  hohe  und  lohnende  Frachten,  wogegen  freilich  auch  be- 
sondere Ansprüche  an  die  Ausrüstung  und  Bemannung  gestellt 
wurden.  Beides,  die  hohen  Frachten  sowohl  als  die  hohen 
technischen  Anforderungen,  begünstigten  den  Bau  neuer  Fahr- 
zeuge, deren  Zahl  in  kurzer  Zeit  den  vorhandenen  Bedarf  weit 
überstieg.  Die  Gesellschaft  sah  sich  daher  genötigt,  den  Wett- 
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bewerb  iiuf  eine  bestimmte  Anzahl  von  Ostindienfahrern  zu 
beschränken,  mit  anderen  Worten  diesen  ein  Monopol  ein- 
zuräumen, was  das  missliche  liatte,  dass  uun  gerade  die  neuesteu 
und  besten  Schiffe  ausgeschlossen  blieben.  Allein  die  indische 
Flotte  war  ohnedies  zu  gross  und  es  gehörte  nicht  zu  den 
Seltenheiten,  dass  einzelne  Schiffe  zwischen  zwei  Reisen  jahre- 
lang stilllagen '**). 

Sehen  wir  von  der  ebengeschilderten  monopolistischen 
Tendenz  in  der  indischen  Handelspolitik  ab  und  beschränken 
wir  unsere  Betrachtung  auf  die  im  Mutterlande  geltenden 
Handelsgesetze,  so  finden  wir  auch  hier  noch  genügende  Merk- 
male einer  „protektionistischen'*  Wirtschaftspolitik.  Wir  haben 
einen  Tarif,  der  selbst  die  gesetzlich  festgelegte  Grenze  des 
Einfuhrzolles  häufig  übersteigt.  Wir  finden  ferner  Differential- 
zölle im  Seeschiffahrtsverkehr  und  das  Verbot  des  Schiffbaues 
im  Auslande.  Der  Hochseefischerei  betrieb  unterliegt  einer 
weitgehenden  staatlichen  Aufsicht,  bei  ausschliesslicher  Be- 
günstigung der  nationalen  Flagge;  diese  wird  überhaupt  vor 
dei-  ausländischen  grundsätzlich  bevorzugt  und  erfreut  sich  ver- 
schiedener Vorrechte.  Nur  hinsichtlich  der  Zollprämien,  Tonnen- 
gelder und  Hafenabgaben  im  Frachtschiffahrfsverkehr  ist  zahl- 
reichen fremden  Staaten  Gleichberechtigung,  wenn  auch  inner- 
halb bestimmter  Grenzen,  eingeräumt. 

Durch  die  Gesetzgebung  von  1850  findet  nun  die  Mehr- 
zahl dieser  Beschränkungen  ein  Ende ;  die  damalige  Reform 
der  Schiffahrtsgesetze  läuft  auf  einen  Bruch  mit  dem  Schutz- 
system hinaus,  das  noch  wenige  Jahre  zuvor  bei  Gelegenheit 
der  Beratung  über  den  Zolltarif  von  1845  als  berechtigtes 
und  notwendiges  Prinzip  ziemlich  allgemein  anerkannt  worden  war. 

Aeusserlich  veranlasst  ist  die  Gesetzesreform  von  1850  ohne 
Zweifel  durch  das  Vorgehen  Englands,  mit  anderen  Worten 
durch  die  Parlamentsakte  von  l.S-l!),  welche,  abgesehen  von 
der  Küstenschiffixhrt,  die  nicht  englischen  Flaggen  der  englischen 
gleichstellte,  zugleich  aber  im  Artikel  XI  die  Regierung 
ermächtigte,  Repressalien  gegen  solche  Länder  zu  ergreifen, 
die  „den  britischen  Sciiiffen  höhere  Abgaben  auferlegten  als 
den  eigenen  oder  sie  im  P]infuhrzolle  ungünstiger  behandelten." 
Diesen  Erfordernissen  entsprachen  die  holländischen  Zollgesetze 
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überhaupt  nicht  und  die  Bestimmungen  des  holländisch- eng- 
lischen V^ertrages  nur  zum  Teil.  Da  die  englisclie  Regicn'ung 
der  holländischen  keine  Zweifel  darüber  Hess,  dass  sie  Gegen- 
seitigkeit beanspruche  und  widrigen  Falles  zu  Repressalien 
schreiten  werde,  musste  man  sich  in  Holland  zu  einer  Modi- 
fikation der  geltenden  Bestimmungen  entschliessen. 

N"un  war  seit  1845,  teils  infolge  der  Bewegung  des  Jahres 
achtundvierzig  teils  infolge  des  Thronwechsels  im  März  1S4!)  ein 
Mresentlicher  Wandel  in  den  Ministerien  vor  sich  gegangen. 
Wenn  schon  im  Parlament  Stimmen  laut  wurden,  die  unter 
Berufung  auf  die  Lehren  der  englischen  Nationalökonomie  die 
Aufhebung  der  bisherigen  Schranken  forderten,  so  konnten 
noch  viel  mehr  die  leitenden  Beamten  als  Anhänger  freiheit- 
licher Theorien  gelten,  vor  allem  der  Minister  des  Innern  und 
Ministerpräsident  Thorbecke  und  der  Finanzminister  van  Bosse, 
sowie  dessen  Decernent  de  Clercq ,  dem  die  ausführende 
Thätigkeit  in  diesen  Dingen  zufiel.  Als  daher  die  Regierung 
vor  die  Frage  gestellt  worden  war,  was  zu  geschehen  habe, 
um  in  England  die  Rechte  der  meistbegünstigten  Nation  zu 
erwerben,  entschloss  sie  sich,  diesen  Anlass  zu  einer  grund- 
sätzlichen Aenderung  der  Gesetze  zu  benutzen.  Dass  dabei 
—  entgegen  der  Behauptung  von  Rens  und  Eudt*')  —  nicht 
bloss  „Opportunitätsgründe'*  den  Ausschlag  gaben,  geht  schon 
aus  den  Verhandlungen  im  Parlament  hervor.  Als  das  in  erster 
Linie  Entscheidende  wurden  vom  Minister  van  Bosse  und  von 
anderen  die  „Forderungen  der  Wissenschaft"  hingestellt,  Forde- 
rungen denen  sogar  die  (übrigens  wenig  zahlreichen)  Gegner 
der  Reform  die  Anerkennung  nicht  versagten.")  Eine  viel- 
fach abfällige  Beurteilung  erfuhr  dagegen  die  Absicht  der 
Regierung  im  grossen  Publikum,  das,  den  wissenschaftlichen 
Lehren  fernstehend,  den  (irundgedanken  des  Reformplanes 
nicht  begriff'. 

Dass  das  bisherige  System  ungünstig  gewirkt  liabe,  wurde 
auch  von  der  Regierung  nicht  behauptet.  Allein  man  hielt 
die  Zeit  für  gekommen,  mit  der  Verwirklichung  der  als  richtig 
erkannten  Prinzipien  Ernst  zu  machen.  Dazu  mögen  dann 
allerhand  Erwägungen  der  Zweckmässigkeit  getreten  sein  : 
eine  entscheidende  Bedeutung  besassen  diese  jedenfalls  nicht.  ''^) 
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Die  Vorlage  der  Regierung  bestand  aus  drei  Gesetzent- 
würfen, die  sämtlich  im  Sommer  1850  vom  Parlamente  ange- 
nommen und  am  8.  August  publiziert  wurden.  Ihre  Wirksam- 
keit begann  am  15.  September  desselben  Jahres. 

Von  den  drei  Gesetzen  ist  das  erste  über  die  „Ordnung 
der  Verhältnisse  der  niederländischen  Schiffahrt"  das  wichtigste. 
Sein  Inhalt  ist  kurz  folgender. 

1)  Der  niederländischen  Flagge  werden  im  allgemeinen 
keine  Sondervorteile  mehr  gewährt,  doch  können  gegen 
solche  Staaten,  welche  die  niederländische  Flagge  un- 
günstiger behandeln,  als  die  eigene,  Repressalien  er- 
griffen werden.  Die  Gleichstellung  der  fremden  Flaggen 
gilt  auch  für  die  niederländischen  Kolonien,  doch  nicht 
für  den  Küstenhandel  in  Niederländisch-Ostindien.  Die 
indischen  Differentialwarenzölle  bleiben  bestehen,  ebenso 
die  Bestimmung  des  Artikels  3  §  1  des  Gesetzes  vom 
1 1).  Juni  1845  über  die  zollfreie  Einfuhr  ganzer  Ladungen 
von  Kolonialgütern  auf  niederländischen  Schiffen 
(s.  0.  S.  5).  Die  letztere  Vergünstigung  kann  indessen 
im  Verordnungswege  den  Schiffen  fremder  Staaten 
eingeräumt  werden. 

2)  Die  Abänderung  der  niederländisch-indischen  Zolltarife 
kann  nur  durch  ein  Gesetz  erfolgen.  (Die  Bestimmung 
war  auf  Antrag  der  Zweiten  Kammer  aufgenommen 
worden;  sie  bedeutete  eine  von  der  Volksvertretung 
seit  geraumer  Zeit  erstrebte  Erweiterung  der  Kompetenz 
des  Parlaments.) 

3)  Die  Erhebung  höherer  Tonnengelder  von  fremden 
Schiffen  unterbleibt,  sofern  sie  nicht  als  Repressiv- 
massregel angezeigt  erscheint. 

4)  Der  Zolltarif  wird  in  einigen  Punkten  abgeändert,  ins- 
besondere werden  die  Zölle  auf  Schiffbaumaterialicn 
erheblich  ermässigt. "") 

Das  zweite  Gesetz  schaffte  alle  Durchfuhrzölle,  das  Rhein- 
oktroi, die  Rekognitionsgebühr  (Tarife  B.  und  C.  der  Rheiu- 
schiffahrtskonvention),  sowie  die  Wasserzölle  auf  der  gelderschen 
Yssel  ab.  Dagegen  blieben  die  Schiffahrtszölle  auf  der  Maas, 
zu  deren  Beseitigung  die  Zustimmung  Belgiens  notwendig  war, 
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und  das  droit  fixe'')  vorläufig  noch  in  Wirksamkeit.  Die  Auf- 
hebung der  verschiedenen  Transitgebühren  wurde  mit  dem 
Hinweis  auf  die  Konkurrenz  der  belgischen  Bahnen  im  Durch- 
gangshandel nach  und  von  Deutschland  motiviert. 

Das  dritte  Gesetz  endlich  hob  das  seit  1819  bestehende 
Verbot  der  Nationalisierung  im  Auslande  gebauter  Schiffe  auf, 
bestimmte  indessen,  dass  ausländische  Schiffe,  wenn  sie  in 
niederländisches  Eigentum  übergingen,  eine  Registrierungsgebühr 
von  4  7,  des  Wertes  zu  entrichten  hätten.  Neben  dieser  Ge- 
bühr sollte  die  bereits  erwähnte  Ermässigung  der  Zölle  auf 
Schiff baumaterialien  den  niederländischen  Werften  den  Wett- 
bewerb mit  dem  Auslande  erleichtern. 

Soweit  die  verschiedenen  Handels-  und  Schiffahrtsverträge 
noch  in  Geltung  waren,  blieben  gewisse  Sonderbegünstigungen 
fremder  Einfuhren  und  fremder  Flaggen  vereinzelt  bestehen. 
Dies  war  z.  B.  der  Fall  bei  der  Einfuhr  französischer  AVeine 
und  Branntweine;  die  hierfür  vereinbarten  Zollermässiffunsen 
sollten  nach  wie  vor  nur  dann  gelten,  wenn  die  Einfuhr  unter 
französischer  oder  niederländischer  Flagge  erfolgte.  --)  Man 
kann  zweifeln,  ob  diese  Ausnahmen  mit  dem  Gesetze  ganz 
im  Einklang  standen.  Im  vorliegenden  Fall  verstand  sich  die 
Forterhebung  des  differentiellen  Flaggenzolles  jedenfalls  nicht 
von  selbst,  da  die  Regierung  sonst  keinen  Anlass  gehabt  hätte, 
sie  ausdrücklich  anzubefehlen. 
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II. 

Die  Wirkung  der   neuen   Gesetze.     Handelsverträge.     Die  Zoll- 
gesetze von  1854  und  1857.  Versuch  einer  Reform  des  Zolltarifs. 

Im  vorigen  Abschnitte  ist  schon  erwähnt  worden,  dass 
die  Entwürfe  zu  den  Gesetzen  vom  (S.  August  18:)0  vom  Pub- 
likum vielfach  mit  Missfallen  aufgenommen  wurden.  Man  fürchtete 
die  ausländische  Konkurrenz  nicht  nur  in  der  Reederei  und 
im  Schiffbau,  sondern  auch  im  Handel  mit  Indien,  hier  freilich 
wesentlich  deshalb,  weil  man  mit  Unrecht  annahm,  dass  die 
Aufhebung  des  gesamten  indischen  Differentialzollsystems  ge- 
plant sei,  während  dies  nur  in  Bezug  auf  die  Flaggenzölle, 
nicht  die  Warenzölle   zutraf 

Allein,  als  die  Gesetze  in  Kraft  traten,  blieben  die  be- 
fürchteten schädlichen  Folgen  aus.  Die  Wirkung  schien  im 
Gegenteil  eher  günstig  zu  sein,  ganz  besonders  im  nieder- 
ländisch-deutschen Handelsverkehr,  in  welchem  sich  plötzlich 
eine  grosse  Regsamkeit  entfaltete.  So  wird  an  die  preussische 
Regierung  über  das  letzte  Quartal  dos  Jahres   1850    folgendes 

berichtet:  -^) 

„Die  niederländischen  Auktionen  von  Colonialwaren  wurden 

stark  besucht,  die  Verkäufer  vieler  Waaren  erhielten  bessere 
Preise  als  sie  noch  wenige  Wochen  früher  erwartet  hatten,  die 
Rheinschiffe,  welche  monatelang  in  den  niederländischen  Häfen 
müssig  gelegen  hatten,  wurden  befrachtet  und  belebten  die 
W^asserstrassen  zwischen  den  Niederlanden  und  dem  westlichen 
Deutschland.  Der  deutsche  Kaufmann  benutzte  den  Erlass 
der  niederländischen  Rheinzölle,  nicht  allein  um  einen  gewöhn- 
lichen Teil  seines  Winterbedarfs  von  den  Niederlanden  und 
über  sie  zu  beziehen,  sondern  auch  um  noch  manches  über  die 
Niederlande  einzuführen,  was  er  früher  über  Antwerpen  oder 
anderen  Häfen  bezogen  hatte.'' 
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Die  Schiff  bau  werften  hatten  in  den  ersten  Jahren  nach 
1850  mehr  zu  thun  als  früher.  „Die  neuen  Navigationsgesetze,'' 
schreibt  Schirges  ^^),  „haben  der  Scliiffahrt  und  dem  Handel 
Hollands  einen  solclien  Aufschwung  verliehen,  dass  auf  den 
holländischen  Werften  alle  Hände  mehr  wie  je  beschäftigt  sind 
und  oft  die  nötigen  Arbeiter  fehlen." 

Im  Jahre  1851  konnte  der  Finanzminister  bei  der  Etat- 
beratung vor  der  Zweiten  Kammer  erklären,  der  Schiffbau 
habe  erfreuliche  Fortschritte  gemacht:  in  den  ersten  8  Monaten 
des  Jahres  IHM)  seien  an  105  neue  Schiffe  mit  einem  Tonnen- 
gehalt von  insgesamt  8667  Lasten  „Seebriefe"  ausgegeben 
worden,  im  gleichen  Zeitraum  des  Jahres  1851  an  116  Schiffe 
mit  14784  Lasten,  ausserdem  an  12  aus  dem  Auslande  stam- 
mende, aber  bereits  gebrauchte  Fahrzeuge  ").  Auch  die  Ein- 
fuhr und  die  Ausfuhr  stiegen,  die  erstere  1851  um  20,  1852 
um  weitere  19  Millionen  Gulden,  die  letztere  1851  um  13, 
1852  sogar  um  80  Millionen^''). 

An  diesen  Beobachtungen  war  jedenfalls  so  viel  richtig, 
dass  der  Transithandel  unmittelbar  infolge  des  Wegfalles  der 
Durchgangszölle  stieg  und  der  Seehandel  aus  der  Einführung 
allgemein  gültiger  Bestimmungen  einigen  Vorteil  zog,  sowie 
ferner,  dass  die  Aufhebung  des  Verbotes,  Schiffe  aus  dem 
Auslande  zu  erwerben,  keine  bemerkbaren  schädlichen  Folgen 
hatte.  Mehr  möchten  wir,  insofern  von  einer  unmittelbaren 
Wirkung  der  neuen  Gesetze  die  Rede  sein  soll,  nicht  zugeben. 
Insbesondere  scheint  die  Zunahme  des  Schiffbaues  mit  den 
handelspolitischen  Massnahmen  nur  in  sehr  entferntem  Zusammen- 
hange zu  stehen.  Die  wirkliche  Erklärung  liegt  vielmehr  in 
einer  Steigerung  des  internationalen  Bedarfes  an  Schiffsraum, 
hauptsächlich  infolge  der  ersten  Goldfunde  in  Australien, 
ferner  in  dem  Umstände,  dass  die  Handel maatschappij  die  bis- 
her geübte  Bevorzugung  einer  bestimmten  Anzahl  von  (^st- 
indienfahrern  einstellte  und  die  Konkurrenz  von  neuem  frei- 
gab. "')  Umgekehrt  scheint  es  ebensowenig  gerechtfertigt,  aus 
dem  später  eingetretenen  Rückgange  der  Handelsflotte  auf 
eine  ungünstige  Wirkung  der  Gesetzgebung  von  1850  zu 
schliessen,  wie  dies  Rons  und  Endt  thun.*')  Allerdings 
hat   sich  die  Handelsflotte  im  Laufe  der  50er  und  6(ier  Jahre 


—  le- 
in ilironi  Bestände  verrino:ert,  doch  liegt  auch  liier  die  Erklär- 
ung in  Ursachen,  die  mit  der  Handelspolitik  nicht  zusammen- 
hängen. Die  gesteigerte  Nachfrage  nach  neuen  Fahrzeugen 
hatte  eine  Art  von  Bauspekulation  veranlasst.  An  zahlreichen 
Orten  entstanden  neue  Schiffswerften,  die  ihrerseits  in  der 
Sorge  um  genügende  Beschäftigung  neue  Reedereien  ins 
Leben  riefen.  „Ueberall  wurden  Reederei-Direktoren  gesucht, 
die  den  Rest  der  Anteile  bei  ihren  Freunden  und  Lieferanten 
unterbringen  niussten;  die  letzteren  waren  ihrerseits  bestrebt, 
bei  den  Lieferungen  den  Betrag  ihrer  Beteiligung  wieder  heraus- 
zuschlagen. Die  Folge  war,  dass  sehr  teuere  Schiffe  in  Fahrt 
kamen  und  häufig  konnte  man  beobachten,  wie  in  Rotterdam 
oder  Amsterdam  Leute  sich  als  Reeder  niederliessen,  die  bis- 
her in  dieser  oder  jener  Provinzialstadt  einen  ganz  anderen 
Beruf  ausgeübt  hatten."  (de  Lange.)  Unter  diesen  Umständen 
besass  die  holländische  Reederei  nur  geringe  Widerstandskraft 
gegen  die  Krisis  von  1857  und  der  folgenden  Jahre.  Erst 
nachdem  zahlreiche  Schiffe  teils  auf  Abbruch ,  teils  an  das 
Ausland  verkauft  worden  waren,  stellte  sich  das  Gleichgewicht 
wieder  her. 

Die  folgende  Statistik  giebt  eine  Uebersicht  über  die  Be- 
stände der  holländischen  Handelsflotte   in  den  Jahren  vor  und 

nach  der  Krisis. 

Leistungsfähig- 
keit    (einfacher    Tonnen- 
raum  der  Segler  plus  drei- 
fachem   Tonnenraum     der 
Dampfer)  in  cbm. 

964  000 
1175000 
1508  000 
1377  000 
1375  000 


1 


Jahr 


Zahl  der 
Schiffe. 


Gesamt-Raum- 
eehalt  in  ehm. 


946  000 
1153  000 
1  446  000 
1309  000 


Durch-  1850  1793 

schnitt.  1851/55    2050 

^      1856/00    2395 

„      1861/65    2257 

„      1866/70    2100  1273  000 

Auf  der  durch  die  Schiffahrtsgesetzgebung  vom  8.  August 
1850  neu  geschaffenen  Grundlage  wurden  alsbald  zahlreiche 
Verträge  mit  fremden  Staaten  abgeschlossen.  Ein  Schiffahrts- 
vertrag mit  Grossbritannien  vom  27.  März  1851  zur  Ergänzung 
des  Vertrages  von  1837  machte  den  Anfang.  Es  folgten  Ver- 
träge mit  Sardinien  (24.  Juni  1851),  Belgien  (20.  September 
1851j  und  dem  Zollverein  (31.   Dezember   1851).     Mit  einigen 
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juideren  Staaten  wurden  Dekhirationeii  ausgetauscht,  um,  wo  es  er- 
wünscht schien,  die  (fUrichstelhmg  der  l^laggon   zu  garantieren. 

Zwisclnni  Belgien  und  Holland  bestand  ein  Kaudelsver- 
trag  vom  21).  Juli  1846.  Dieser  wurde  von  Holland  bald 
nach  der  Publikation  der  Reformgesetzo  auf  den  1.  Januar 
1852  gekündigt.  Selion  vor  diesem  Tennin  war  indessen  (Mu 
neuer  Vertrag  abgeschlossen,  dessen  han[)tsäclilieheu  Inhalt 
wir  hier  folgen  lassen. 

Es   wird    gegenseitig    die   Gleichstellung    der    Flaggen    in 
Bezug  auf  Schiffahrtsabgaben,    Zölle    und    Zollformalitäten    ge- 
währleistet.       Inbezug     auf     den     Transit     gilt     die     Meist- 
begünstigungsklausel.     Die    auf    den    belgischen    Staatseisen- 
bahnen durch  Belgien    transitierenden   niederländischen  Waren 
werden  mit  gewissen  Ausnahmen  vom  Durchgangszolle  befreit. 
Die  Einfuhr  aus  Holland    nach    Belgien    wird    nach    vier    ver- 
schiedenen  Kategorien    tarifiert     —    eine   Massregel,    die    man 
sich    aus    den   Besonderheiten    des    belgischen    Differentialzoll- 
sytems  zu  erklären  hat.     Dabei  fällt  als  merkwürdig  die  Ver- 
einbarung auf,  dass  Belgien  für  ein  bestimmtes  jährliches  Ein- 
fuhrquantum     von    Kaffee,    das   etwa    sieben    siebzehnteln    der 
durchschnittlichen  belgischen  Gesamtkonsumtion  gleichkommen 
sollte,  einen  Vorzugszoll  einräumt.  Die  Zölle  auf  die  wichtigsten 
Einfuhren  von    Seefischen   werden    beiderseits   auf  die   gleiche 
Höhe    gebracht.     Dieselbe   Ausgleichung    der    Zollsätze    nach 
einem  bestimmten  Kurse  hndet   für    eine    weitere    grosse  Zahl 
von    Handelsartikeln    bei    direkter   Einfuhr   aus    Holland    nacli 
Belgien  und  umgekehrt    statt.      Schliesslich    bewilligt    Holland 
zu    gunsten    der    belgischen   Fabrikindustrie  mehr  oder  minder 
erhebliche  Ermässigungen  der  Einfuhrzölle  auf  eine  Reihe  von 
Artikeln  (so  z.  B.  Strumpfwaren,  Spitzen,  Eisenutensilien,  Ge- 
webe  und   Stoffe   aus   Baumwolle,    Flachs,   Hanf  oder   AVerg, 
Seidenwaren    ü.    s.  w.).      Die    Giltigkeitsdauer    des    Vertrages 
war  zunächst  auf  fünf  Jahre  berechnet. 

Schon  der  hier  mitgeteilte  kurze  Auszug  aus  dem  Ver- 
trage zeigt,  dass  es  sich  —  wie  übrigens  bereits  bei  dem 
früheren  Vertrage  vom  29.  Juli  1846  —  für  Belgien  um  ein 
sehr  vorteilhaftes  Abkommen  handelte.  Aehnliche  Konzessionen 
hatte  Frankreich  erworben;  auf  Grund  eines  Vertrages  von 
ls40  waren  dessen  wichtigste  Exportartikel        Wein,  Spirituosen, 
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seidene  Stoffe,  Gewebe  uud  Bäuder,  Helfen,  Knr/waren  u.  n.  ni.  — 
wesentlich  im  Zolle  begünsfiu-t. 

Alle  diese  Vorteile  wnrden  nun  durch  den  Vertrag  vom 
.'i1.  Dezember  \X')i  auf  den  deutschen  Zollverein  überfragen. 
Seit  der  Kündigung  des  Handelsvertr;iges  vom  2 I.Januar  18;^!) 
durch  den  Zollverein  waven  die  Beziehungen  zu  Holland  nicht 
immer  freundschaftlich  gewesen.-'*)  Die  einseifige  Begünstigung 
Frankreichs  und  Belgiens,  die  Erhebung  von  Differentialzöllen 
in  Indien  und  in  Holland  selbst,  die  Beschränkungen  in  der  AVahl 
der  Schiffihrfswege  nach  dem  Meere,  die  Erhebung  von  Transit- 
zöHen  und  Erhöhung  einzelner  Eingangszölle,  die  Gewährung 
von  Scheinkonzessionen  ^")  und  endlich  das  beharrliche  Wieder- 
holen zurückgewiesener  Forderungen  —  alles  das  hatte  Holland 
ausserordentlich  missliebig  gemacht.  Am  Rhein  herrschte  eine 
lebhafte  Missstimmung,  in  der  Presse  befehdete  man  sich  in 
gereiztem  Ton;  die  Aachener  Handelskammer  petitionierte  um 
Repressalien.^*)  In  der  That  wurde  die  Anwendung  von 
iiepressalien  vonPreussen  amtlich  angeregt,  doch  ohne  Erfolg.^') 
Ein  hauptsächlicher  Streitpunkt  bestand  darin,  dass  Holland 
die  Herabsetzung  der  deutschen  Rheinzölle  und  die  Begünsti- 
gung seiner  Kolonialwaren  forderte,  ohne  selbst  genügende 
Gegenleistungen  anzubieten.  Als  Gegenleistung  dieser  Art  sah 
man  beispielsweise  an,  die  Befreiung  der  Zollvereinsausfuhreu 
von  dem  hölieren  Satze  des  Differentialzolles  in  Niederländiscdi- 
Ostindieu.  Thatsächlich  erklärte  sich  Holland  im  Jahre  1840 
bereit,  auf  diese  Forderung  einzugehen,  doch  nur  in  Bezug 
auf  eine  beschränkte  Zahl  von  Artikeln  und  —  w^as  die  Haupt- 
sache war  —  nur  für  Waren,  die  durch  Holland  transitierten 
und  bei  ihrem  Eingange  den  holländischen  Einfuhrzoll  bezahl- 
ten.'')  Da  dieser  Vorschlag  nicht  angenommen  wurde,  kam 
man  zu  keinem  Vertrage  und  blieb  der  Zollverein  nach  wie 
vor  von  den  an  Frankreich  und  Belgien  zugestandenen  Be- 
günstigungen ausgeschlossen,  ohne  dass  indes  Holland  wagte, 
zu  weiteren  unfreundlichen  Massregeln  zu  greifen.  Im  Früh- 
jahr 1850  gab  nun  die  holländische  Regierung,  die  inzwischen 
eine  andere  Zusammensetzung  erfahren  hatte  (vgl.  oben 
S.  11)  und  wohl  auch  in  Besorgnissen  über  die  möglichen 
Folgen  der  bisherigen  abweisenden  Haltung  verkehrte,  selbst 
die    Anregung    zu    neuen    Verhandlungen.      Doch    kam    mau 
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damals  noch  zu  keinem  Entschluss,  da  nuin  offenbar  das  Zu- 
standekommen der  Gesetzreform  von  1850  abwarten  wollte. 
Als  diese  durchgeführt  war,  konnte  der  grösste  Teil  der  bis- 
herigen Hindernisse  als  beseitigt  gelten.  Allein  nun  bestanden 
deutscherseits  noch  Schwierigkeiten  inbezug  auf  die  Herab- 
setzung der  Binnenschiffahrtsabgaben,  da  das  Grossherzogtum 
Hessen  einen  ablehnenden  Standpunkt  einnahm.^')  Nachdem 
hier  eine  Verständigung  erzielt  war,  konnten  im  Herbst  1S51 
die  Verhandlungen  mit  Holland  beginnen.  Schon  vorher  war 
ein  umfassendes  niederländisch-preussisches  Zollkartell  zustandi» 
gekommen.  Die  Verhandlungen  über  den  Handelsvertrag 
nahmen    nun    einen    raschen  Verlauf   und    führten  Ende  isf)! 

zum  Abschluss. 

Aus  den  Bestimmungen  des  sehr  umfangreichen  Vertrages 

(31)  Artikel  nebst  einem  Zusatzprotokoll  von  14  Paragraphen) 
heben  wir  das  Folgende  hervor. 

Die  ersten  Artikel  enthalten  die  üblichen  Bestimmungen 
über  die  gegenseitige  Gleichstellung  der  Flaggen  im  See- 
schiffahrts-,  sowie  im  gesamten  Binnenschiflahrtsverkehr  inbe- 
zug auf  Zölle,  Hafengelder,  Zollformalitäten  und  dergleichen. 
Hinsichtlich  der  Binnenschifl^ihrtsabgaben  wird  vereinbart,  dass 
Holland  die  Zollvereinsschiffe  von  allen  solchen  Abgaben  (also 
auch  vom  droit  fixe)  befreit  ")  und  dafür  Begünstigungen  in 
den  deutschen  Rheinzöllen  eintauscht.  Die  holländische  Flagge 
wird  der  preussischen  auf  dem  preussischen  Teile  des  Rheins 
gleichgestellt  und  insbesondere  von  der  Rekognitionsgebühr 
auf  der  Strecke  Emmerich-Koblenz  ganz  befreit.  Es  folgen 
Bestimmungen  über  die  Ermässigung  gewisser  holländischer 
Brücken-,  Schleussen-,  Hafen-  und  Lootsengelder.  Das  Recht 
zur  Ausübung  der  direkten  Rheinseeschiffahrt  wird  von  Holland 
ausdrücklich  anerkannt,  ebenso  die  Verpflichtung  zur  Erhaltung 
einer  „für  beladene  Fahrzeuge  hinreichenden  Fahrtiefe."  ^') 
Holland  hat  ferner  für  die  Erhaltung  eines  Zollentrepots  zu 
Rotterdam  zu  sorgen.  Meistbegünstigung  wird  bewilligt  für 
die  Erzeugnisse  des  niederländischen  Fischfanges  und  der 
niederländischen  Kolonieen,  sowie  umgekehrt  für  die  Exporte 
des  Zollvereins.  Gewisse  deutsche  Exportartikel  werden  in 
Niederländisch-Ostindien  dem  üblichen  Differentialzoll  nicht 
unterworfen,  wenn  sie  über  Holland  transitieren  und  der  Trans- 
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])()rt  lilx'i-  S(M'    auf  liolläiidisclKMi    (ulcr  glcicIigx.vstcHfon   Scliiffcii 
(.'rfolo-t.      In  Jlollaüd   hi)vt   jede  Tnmsijzolhu'liclnmn-  aiil*. 

Ein  „für  beide  Teile  gleicli  «^üusfiger  Vertrag"  (Weber  '') 
war  soiiiif  endlich  zustande  gekommen.  Die  Generalstaaten 
liuldigten  dieser  Ansicht  freilich  nicht  und  beschwerten  sich 
darüber,  dass  die  deutschen  Rheinscliiffuhrtsabgaben  nur  teil- 
weise aufgehoben  waren,  während  Holland  die  seinigen  ganz 
ausser  Hebung  gesetzt  hatte.  Allein  die  Genehmigung  wurde 
trotzdem  nicht  verweigert. 

Einer  Aufzählung  der  übrigen  zwischen  1850  und  18G0 
abgeschlossenen  Verträge,  die  sämtlich  mir  untergeordnete  Be- 
deutung besitzen,  bedarf  es  nicht.  Die  Gesetzgebung  von  1850 
bildete  überall  die  Norm  und  die  Abmachungen  kamen  über 
entsprechende  Erklärungen  kaum  hinaus. 

Soweit  die    verschiedenen  Verträge    keine  Ausnahmen  be- 
gründeten ,    galt    der    Tarif    der   Ein-    und    Ausfuhrzölle    vom 
19.  Juni  1845  mit  den  Aenderungen,  welche  die  späteren  Ge- 
setze darin  vorgenommen  hatten.     Mit  jedem  neuen  Vertrags- 
abschluss  wuchs    nun  die  Zahl  der  Ausnalimeu,    so    dass   mau, 
ähnlich  wie  in  der  Zeit  vor  1850,  den  praktisch  bedeutsamsten 
T(>il  der  Bestimmungen  in  Vertragsartikeln  und  nicht    in    dem 
gesetzlichen  Tarif   zu  suchen    hatte.     Aufs   neue   erhoben    sich 
von  allen  Seiten  Klagen  über  die  mangelnde  Uebersichtlichkeit 
der  Zollvorschriften  und    die    dadurch   geschaffene  Verw^irrung. 
Die  gesetzgebenden  Körperschaften  verfielen  auf  einen  einfixchen 
Ausweg.     Sie    dehnten   durch   Gesetz   vom  I.September  1854 
für  die  Dauer   der    verschiedenen  Verträge    die    den   einzelnen 
Staaten  eingeräumten  Vorteile  auf  alle  Nationen    ohne  Unter- 
schied   der  Flaggen    aus.     „Die    Ermässigung    der    Ein-    und 
Ausgangsabgaben,  welche  von   einigen  Waren    kraft  Vertrages 
niederländischerseits  einem  fremden  Staate  zugestanden  w^orden, 
werden,  solange  ein  solcher  Vertrag  in  Kraft  besteht,  auf  alle 
Waren   derselben  Art,    welche  aus  anderen   Staaten   ein-    oder 
dahin     ausgehen,     gleichmässig     angewendet.     Die    gedachten 
Herabsetzungen    finden    ohne  Unterschied    der  Flaggen,    unter 
welchen    die    Ein-    oder    Ausfuhr    geschieht,    Anwendung.**  ^'j 
Durch     dasselbe    Gesetz     wurden     im    Zolltarif     verschiedene 
Aenderungen    vorgenommen.     Diese    bestanden   durchweg  aus 
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Ermässigungen  oder  Befreiungen  (so  von  den  noch  bestehenden 
Ausfuhrverboten),  eine  Erhöhung  der  Zölle  fand  nirgends  statt. 

AVie  sehr  bei  diesen  Massregeln  die  Absicht  bestimmend 
war,  den  Handelsverkehr  zu  heben,  geht  aus  einem  Schritt 
hervor,  den  die  Regierung  sogleich  nach  der  Publikation  des 
Gesetzes  vom  1.  September  1854  unternahm.  Sie  erliess  näm- 
lich an  alle  Zollbehörden  des  Landes  ein  zur  weitesten  Ver- 
breitung bestimmtes  Rundschreiben,  in  dem  auf  die  Vorteile, 
die  Holland  dem  Einfuhr-  und  Transithandel  biete,  aufmerksam 
gemacht  wurde.  Die  neuesten  Zollermässigungen  und  ihre 
Gültigkeit  für  alle  Länder,  die  Entbehrlichkeit  von  Ursprungs- 
zeugnissen, die  Wohlhabenheit  und  Konsumkraft  der  Nation, 
die  günstigen  Verkehrsverhältnisse  und  Handelseinrichtungen  -  - 
alles  dies  war  Gegenstand  der  amtlichen  Reklame.  Die  Zoll- 
ermässigung war  in  der  That  bei  manchen  Handelsartikeln  so 
erheblich,  dass  die  Importeure  es  häufig  vorzogen,  die  zur 
Durchfuhr  bestimmten  Waren  als  „Einfuhren  zum  Verbrauch**^ 
zu  deklarieren,  mit  anderen  Worten,  lieber  den  niedrigen  Ein- 
fuhrzoll bezahlen,  als  sich  den  Zollformalitäten  bei  der  Durch- 
fuhr unterwerfen  wollten.  Dieser  Fall  trat  besonders  häufiü' 
bei  der  Durchfuhr  von  Getreide  ein,  nachdem  durch  einen 
Erlass  vom  27.  September  1854  die  Getreideeinfuhrzölle  auf 
•anz  minimale  Beträge  (in  der  Regel  10  cts.  pro  Last)  er- 
mässigt  worden  waren.  Es  bedarf  kaum  der  Erwähnung,  Avie 
sehr  durch  diese  Art  der  Deklaration  die  Zuverlässigkeit  der 
iiolländischen  Handelsstatistik  beeinträchtigt  wird. 

Das  Gesetz  vom  1.  September  1854  genügte  seinem 
Zwecke  nur  so  lange,  als  die  verschiedenen  A^erträge  in 
Geltung  blieben.  Traten  sie  ausser  Kraft,  so  war  damit  die 
Notwendigkeit  der  Wiedereinführung  des  alten  Tarifes  von 
selbst  gegeben.  Ln  Jahre  1856  kündigte  nun  lielgien  den 
Handelsvertrag  von  1851,  der,  wie  wir  gesehen  haben,  an 
tarifarischem  Detail  besonders  reich  Wiir.  Die  Kündigung  war 
zwar  nur  eine  Folge  der  Abschaffung  des  belgischen 
Differentialzollsystems  und  die  Erneuerung  des  Vertrags  Ver- 
hältnisses auf  Grundlage  des  neuen  belgischen  Zollgesetzes  vor 
dem  1.  Januar  185S  durchaus  erreichbar.  Ein  Vertragsab- 
schluss  kam  in  der  That  im  Herbst  IS'57  zustande,  allein,  da 
die    Generalstaaten    die    Genehmigung    verweigerten,    war  der 
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Ablauf  der  Zollerniäösiguuguu  im  Yertnigswege  uicht  melir  auf- 
zuhalten, l^ni  nun  der  Erhöhung  zahlreicher  Zölle  dennoch 
vorzubeugen,  schlug  die  Regierung  von  neuem  den  Ausweg 
vor,  die  Vertragstarife  gesetzlich  festzulegen.  Dem  Antrage 
wurde  entsprochen  und  durch  das  Gesetz  vom  19.  Dezember 
1857  bestimmt,  dass  bis  zur  definitiven  Regelung  der  Tarif- 
jresetze    die  Zölle    auf  dem  Stande    von   1857  zu    halten  seien. 

Es  kann  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  die  Regierung 
in  diesem  Schritt  nur  eine  Uebergangsmassregel  sah,  die  zur 
allgemeinen  Herabsetzung  der  Zölle  führen  sollte.  Die  gleiche 
Absicht  setzte  man  bei  den  (leneralstaaten  voraus,  zumal  diese 
das  Gesetz  von  1857  widerspruchslos  angenommen  hatten. 
Ueberhaupt  waren  seit  1850  die  Reformvorschläge  der  Re- 
gierung stets  durchgedrungen,  noch  in  jüngster  Zeit  zwei  ver- 
hältnismässig wichtige:  die  Aufhebung  der  Tonnengelder  ^'') 
und  die  Befreiung  der  Hochseefischerei  von  dem  liergebrachten 
Prämien-  und  Reglementierungssystem.  '*")  Die  allgemeine 
Herabsetzimg  des  Tarifs  sollte  nunmehr  den  Schluss  in  der 
Kette  bilden.  Der  erste  Versuch  wurde  schon  vor  der  Publi- 
kation des  Gesetzes  vom  19.  Dezember  1857  eingeleitet;  der 
der  Zweiten  Kammer  damals  vorgelegte  Entwurf  beschäftigte 
indessen  im  Sitzungsjahre  1857/58  das  Plenum  nicht,  da  sich 
die  Regierung  auf  grund  des  Kommissionsberichtes  zu  einer 
Umarbeitung  entschloss,  del*  dann  im  Herbste  1858  die  erneute 
Einbringung  folgte. 

Zum  genauen  Verständnis  ist  es  erforderlich,  auf  das  oben 
im  Auszuge  mitgeteilte  Gesetz  vom  12.  Juli  1821  zurückzu- 
greifen. Wie  w  ir  gesehen  haben,  hatte  dieses  Gesetz  die  Zölle 
grundsätzlich  auf  einen  Maximalsatz  von  6'\'„  des  AVertes  der 
ein-  und  ausgeführten  Waaren  begrenzt,  gleichzeitig  aber  be- 
stimmt, dass  bei  der  Zollerhebung  den  spezifischen  Zöllen  vor 
den  Wertzöllen  der  Vorzug  gegeben  werden  sollte.  Der  Tarif- 
entwurf von  1858  lief  nun  in  der  Hauptsache  darauf  hinaus, 
einmal  den  Einfuhrzoll  (Ausfuhrzölle  kamen  kaum  noch  in 
Betracht)  in  der  Regel  von  G  auf  5  '*,'„  zu  ermässigen  und 
zweitens  eine  Anzahl  von  Gewichts-  und  Masszöllen  durch 
Wertzölle  zu  ersetzen.  Das  letztere  geschah  indess  nur  in 
einer  Minderzahl  von  Fällen,  so  dass  auch  in  dem  neuen 
Tarif    die    spezifischen    Zölle    noch    überwogen.     Der    erstere 


Punkt  —  Ermässigung  der  Einfuhrzölle  von  6  auf  5\,  —  be- 
deutete in  der  Theorie  ebenfalls  keine  allzu  einschneidende 
Reform.  Thatsächlich  waren  aber  nach  dem  bisherigen  Tarif 
gewisse  Einfuhren  mit  ungewöhnlich  hohen  Zöllen  belegt,  die 
als  Schutzzölle  wirkten  und  deren  Beseitigung  deshalb  von  den 
Interessenten  heftig  bekämpft  wurde.  Oel  und  Steingut,  zwei 
wichtige  Produkte  der  holländischen  Industrie,  gehörten  zu 
diesen  Artikeln.  Steingut  z.  B.  soll  nach  verschiedenen  Be- 
rechnungen einen  Zollschutz  von  20—57  ";,  des  Wertes  genossen 
haben.")  In  den  Kreisen  der  Steiugutfabrikanten  fand  daher 
der  neue  Tarif  seine  entschiedensten  Gegner.  Die  Vorlage 
scheiterte  an  der  Opposition  des  I^arlaments.  Zw^ar  gelang  es 
der  Regierung,  in  der  Zweiten  Kammer  eine  Majorität  zugunsten 
des  Gesetzes  zu  erzielen,  allein  die  Erste  Kammer  lehnte  den 
Entwurf  nach  dreitägiger  Beratung  mit  eiuer  geringen  Mehr- 
heit ab. 

Die  parlamentarische  Debatte  ist  nicht  ohne  Interesse ;  es 
würde  indessen  zu  weit  führen,  im  Einzelnen  darauf  einzugehen. 
Wir  begegnen  in  den  Reden  der  Opposition  immer  wieder  der 
folgenden  Erwägung:  die  Revision  des  Tarifs  ist  unzeitig  und 
uicht  wirklich  notwendig ;  ersteres,  weil  es  nicht  angeht,  dass 
ein  kleines  Land  wie  Holland  eine  freihändlerische  Initiative 
ergreift,  zumal  im  eigenen  Lande  w^eit  wichtigere  Aufgaben, 
wie  der  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes  und  die  Minderung  der 
Verbrauchssteuerlasten, '^')  noch  der  Lösung  harren;  letzteres, 
weil  sich  unter  dem  bisherigen  System  der  Handel  und  die 
Gewerbe  einer  steigenden  Prosperität,  die  Staatsfinanzen  guter 
Einnahmen  erfreut  haben;  warum,  so  wird  gefragt,  soll  mit 
diesem  System  ohne  zureichenden  Grund  und  einer  blossen 
Theorie  zu  liebe  gebrochen  w^erden  y  Gleichwohl  hütete  sich 
jeder  Redner  der  (Opposition,  den  Schutzzoll  theoretisch  zu 
rechtfertigen.  „Alle  sind  sie  freetraders",  sagte  der  Finanz- 
minister  van  l>osse,  ,,nur  da  nicht,  wo  ihr  Privatinteresse  in 
Frao'e  kommt.'' 

Am  12.  Mai  1859  erfolgte  die  Ablehnung  der  Vorlage 
durch  die  Erste  Kammer.  Man  blieb  mithin  auf  dem  Staud- 
])unkte  des  (Gesetzes  vom  19.  Dezember  1857  stehen,  das 
seinerseits  auf  <len  IJestiminuiigen  zahlreicher  Handelsverträge 
basiert  war. 


III 


Das    Tarifgesetz  vom    15.  August  1862.     Revision    der    nieder- 

iändisch-ostindischen  Zolltarife.     Reform  der  indirekten  Steuern 

und  Handelsvertrag  mit  Frankreich  vom  7.  Juli  1865. 

Unter  deu  Eiüwiiudeu  und  Jiedcnkeii ,  die  bei  den 
[Kii'lamentarisclien  Yerhandluugeu  gegen  deu  Gesetzes  Vorschlag 
des  Finauzniinistei's  van  Bosse  geltend  gemacht  wurden,  treten 
besonders  zwei  hervor :  die  Furcht  vor  einer  handelspolitischen 
Isolierung  Hollands  und  der  Wunsch,  die  Industrie  vor  der 
Einführung  niedrigerer  Zölle  durch  eine  Yerininderung  der 
A^erbrauchsteuei'lasten  konkurrenzfähiger  zu  machen»  Wir  haben 
hier  die  eigentlichen  Ursachen  des  Scheiterns  der  Yorlage 
vor  uns. 

Von  den  Nachbarländern  Hollands  huldigte  gegen  Ende 
der  fünfziger  Jahre  nur  Enghiud  einer  im  ganzen  freihänd- 
lerischen Handelspolitik.  Das  Gegenteil  war  in  Frankreich 
der  Fall,  während  in  den  übrigen  Ländern  die  Entwickeluug 
zum  Freihandel  keineswegs  gesichert  erschien.  Selbst  Eng- 
land hatte  seine  Industriezölle  zwar  vermindert,  aber  noch 
nicht  völlig*  preisgegeben.  Der  Tarif  des  Ministers  van  Bosse 
hätte  nun  freilich  auch  noch  nicht  jeden  Zollschutz  abgeschafft, 
allein  er  führte  doch  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  bis  an  die 
Grenze  zwischen  Schutz-  und  Finanzzoll.  Einen  überwiegend 
Hskalischen  Tarif  aber  hielt  die  Volksvertretung  noch  für 
verfrüht,  zumal  hier  das  zweite  Bedenken  (bezüglich  der  Höhe 
der  Yerbrauchssteueru)  mit  dem  ersteren  zusammentraf.  Man 
bekämpfte  namentlich  die  Accise  auf  Brennstoffe  („das  Brot 
der  Industrie",  wie  der  übliche  Ausdruck  lautete);  der  jähr- 
liche Ertrag  dieser  Steuer  belief  sich  auf  mehr  als  2,8  Millionen 
(lulden,  was  als  eine  beträchtliche  Ikdastung  der  Danipf- 
maschinenbetriebe    hingestellt    wurde   '').      Auch    die    Lebens- 
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mittelpreise  wurden,  wie  man  behaui)tete,  durch  Accisen,  wie 
die  auf  Schlachtvieh,  Salz,  Zucker,  Bier,  Essig  und  andere 
Gegenstände  in  die  Höhe  getrieben.  Die  Regierung  schenkte 
diesen  Dingen  zwar  volle  Aufmerksandvcit,  —  der  Finanz- 
minister van  Bosse  hat  selbst  noch  einen  Entwurf  vorgelegt 
aber  verschiedene  Ursachen  verhinderten  die  baldige  Durch- 
führung des  Reformplanes. 

Inzwischen  trat  ziemlich  unerwartet  ein  Umstand  ein,  der 
die  Lage  zugunsten  des  Freihandels  veränderte.  Frankreich 
wich  von  der  bisher  befolgten  hochschutzzöllnerischen  Handel ^;- 
politik  zum  ersten  Male  ab  und  begann  liberalere  Handels- 
verträge zu  schliessen.  Der  erste  und  wichtigste  dieser  Yer- 
trägc,  der  französisch-englische,  bildete  zugleich  den  Anlass, 
dass  England  nunmehr  auch  noch  die  letzten  Industriezölle 
beseitigte  und  zu  einem  Finanzzolltarif  überging.  Dem  Ver- 
trage mit  England  Hess  Frankreich  bald  eine  Reihe  ähnlicher 
Vertragsabschlüsse  folgen,  sodass  innerhalb  weniger  Jahre 
ausser  England  auch  Belgien,  der  Zollverein,  Italien,  die 
Schweiz,  die  Hansestädte,  Spanien  und  andere  Länder  in  die 
Reihe  der  begünstigten  Nationen  traten.  Dann  folgte  endlich 
Holland.  Inzwischen  war  aber  die  Revision  der  Zolltarife 
sowohl  als  der  Steuergesetze  bereits  durchgeführt. 

Die  erstere  Angelegenheit  hatte  seit  1859  nicht  dauernd 
geruht.  Schon  im  Jahre  1860  unternahm  der  Nachfolger 
van  Bosse's  im  Finanzministerium  einen  zweiten  ähnlichen 
Versuch,  der  indessen  mit  der  Zurückziehung  des  Gesetzes 
endete.  Nach  weiteren  Veränderungen  im  Ministerium  ging 
das  Portefeuille  der  Finanzen  zu  Anfang  des  Jahres  1802 
auf  einen  bekannten  Fachmann,  den  Abgeordneten  ftir  Rotter- 
dam in  der  Zweiten  Kammer,  J.  G.  Betz,  über.  Dieser  griff 
die  Tarifrevision  alsbald  wieder  auf  und  Hess  wenige  Wociien 
nach  sehiem  Amtsantritt  eine  neue  Yorlage  an  die  Kammer 
gelangen. 

Der  Entwurf  unterschied  sich  von  den  früheren  hai4)t- 
sächlich  dadurch ,  dass  er  noch  umfassender  war  und  ins- 
besondere das  Tarifgesetz  von  1845  nicht  bloss  ergänzen, 
sondern  durch  ein  völlig  neues  ersetzen  sollte.  Die  begleitende 
Denkschrift  bezeichnete  als  den  wesentlichen  Inhalt  des 
Gesetzesvorschlages : 
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\)  Einführuug  eine8  fiint'prozeutigen  Wertzolles  (oder,  wo 
praktische  Gründe  dies  erforderlich  machten,  eines 
entsprechenden   spezifischen  Zolles)   für    Ganzfabrikate, 

2)  Erhebung  höherer  Zölle  von  Artikeln,  die  der  Accise 
unterworfen  wären  oder  zum  ausschliesslichen  Gebrauch 
der  wohlhabenderen  Klassen  dienten, 

o)  Freigabe  von  Rohstoffen, 

4)  zwei-  bis  dreiprozentige  Belastung  der  Halbfabrikate, 
und  endlich 

5)  Abschaffung  der  Ausfuhrzölle,  einen  Uebergangszoll 
auf  Lumpen  ausgenonmien. 

Die  Begünstigung  der  niederländischen  und  ihr  gleich- 
gestellten Flaggen  bei  der  Einfuhr  von  Kolonialprodukten 
(Art.  ^>  §  1  des  Gesetzes  vom  \S).  Juni  1845)  sollte  überhaupt 
aufgegeben  werden.  Hie  hatte  nahezu  keine  praktische  Be- 
deutung mehr,  weil  die  meisten  der  durch  diese  Bestimmung 
beoünstisrten  Artikel  entweder  ohnehin  schon  vom  Einfuhrzolle 
befreit  waren,  oder  durch  den  neuen  Tarif  davon  befreit 
werden  sollten  und  weil  überdies  den  Schiffen  fast  aller 
Kulturstaaten  das  Recht  der  freien  Einfuhr  bereits  zustand  '''*). 
Die  Abschaffung  der  Ausfuhrzölle  wurde  damit  gerechtfertigt, 
dass  ihre  geringen  Erträgnisse  die  Belästigung  des  Ausfuhr- 
handels nicht  aufwögen.  Den  Lumpenzoll  behielt  man  aus 
Rücksicht  auf  die  Papierindustrie  bei.  Im  übrigen  schien  die 
Aufhebung  auch  dieses  Zolles  wegen  des  demoralisierenden 
Schnmggels,  den  die  Greuzbevölkerung  bei  der  Ausfuhr  von 
Lumpen  trieb,  nicht  unei'wünscht.  —  Eine  Neuerung,  die  auch 
der  Entwurf  von  185S  enthalten  hatte,  bestand  in  der  Er- 
mässigung der  vierprozentigen  Registrierungsgebühr  für  die 
Nationalisierung  ausländischer  Schiffe    '■'). 

Ycm  den  Zollsätzen  waren  etwa  die  Hälfte  Wertzölle  "^h 
Nur  in  einem  einzii^en  Falle  hatte  man  den  Normalwertzoll 
von  57,,  überschritten:  Forzellan  und  Steingut  nämlich  waren 
für's  erste  noch  mit  einem  Zolle  von  10  "/„  belastet,  der  aber 
von  Jahr  zu  Jahr  sinken  und  mit  (U'm  \.  Januar  1866  die 
Grenze  von  5",,  (ebenfalls  erreichen  sollte.  ( Fs  handelt  sich 
hier  ottVuibar  um  «mu  Kompromi^s  mit  den  liauptsächlichen 
(regnern  der  Tarifrevisionj.  Schliesslich  war  die  Erhöhung 
d<^s  (»etreidezolles    —    o<ler    richtiger  der  statistischen  Gebühr, 
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denn  von  einem  eigentlichen  Zoll  kann  seit  1854  nicht  mehr 
die  Rede  sein  —  auf  1,50  H.  pro  mud  (30  hl.)  vorgeschlagen  ^'). 

Die  parlamentarischen  Yerhandlungen,  die  im  Plenum  der 
Zweiten  Kammer  am  20.  Juni  1862  begannen,  bieten  uns  nur 
wenig  neues.  Wir  begegnen  im  grossen  und  ganzen  ähnlich 
formulierten  Einwänden,  wie  bei  der  Yerhandlung  von  1851). 
Allein  diesmal  stand  nur  eine  Minderheit  auf  Seiten  der 
Opposition,  ganz  besonders  in  der  Ersten  Kammer,  an  deren 
Widerstand  vor  kaum  drei  Jahren  die  Tarifreform  gescheitert 
war.  Die  Gründe  des  offenbaren  Stimmungswechsels  werden 
aus  den  Akten  nicht  ersichtlich.  Es  ist  indessen  sehr  wahr- 
scheinlich, dass  —  wie  wir  dies  schon  oben  andeuteten  — 
der  Umschwung  in  der  französischen  Handelspolitik  grossen 
Einfluss  auf  die  öffentliche  Meinung  in  Holland  ausgeübt  hatte. 
Ferner  ist  w\ahrscheinlich,  dass  man  dem  Finanzminister  Betz 
genügendes  Vertrauen  schenkte,  um  von  ihm  die  baldige 
Regelung  der  Gesetze  über  die  innere  Besteuerung  zu  er- 
warten. Treffen  diese  Annahmen  zu,  dann  wäre  damit  eine 
Erklärung  gegeben  für  die  an  sich  auffallende  Thatsache,  dass 
in  der  Ersten  Kammer  diesmal  nur  eine  verschwindende 
Minorität  (4  Stimmen)  gegen  die  Vorlage  auftrat. 

Am  4.  August  war  der  Entwurf  vom  Parlamente  detinitiv 
genehmigt.  Nachdem  alsbald  die  königliche  Bestätigung  erteilt 
w^orden  war,  erschien  das  Gesetz  unter  dem  Datum  des 
15.  August  1862. 

Zu  den  liberalen  Reformen,  welche  die  leitenden  Staats- 
männer Hollands  in  den  fünfziger  und  sechziger  Jahren  durch- 
zuführen trachteten,  gehörte  ausser  den  hier  bereits  erwähnten 
auch  die  Abschaffung  oder  wenigstens  Abschwächung  des 
niederländisch -indischen  Differentialzollsystems.  Wir  haben 
die  ersten  Anfänge  dieses  Systt^ns  bereits  im  Abschnitte  1 
gestreift  und  insbesondere  erwähnt,  dass  s(Mt  dem  niederländisch- 
englischen  Vertrage  von  1824  der  Zoll  auf  niederländische 
Provenienzen  die  Hälfte  des  für  die  Einfuhren  Englands  und 
folglich  auch  der  meistbegünsftigten  Nationen  üblichen  Satzes 
ausmachte.  Diese  Vergünstigung  galt  indess  nur  für  solche 
Waaren,  denen  niederländische  Ursprungszeugnisse  beigegeben 
waren  und  auch  nur  für  bestimmte  Häfen.  (Königlicher  Be- 
schluss   vom   28.  Dezember  1841   '•^).      Der    Zoll    betrug   unter 
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diese] i  Bediiiguiigeu  für  lüederläüdisciie  Produkte  iu  der  Regel 
12 — 12  '//'/„  vom  Werte.  Für  die  Ausfuhr  aus  Niederländisch- 
ludien  existierten  ebenfalls  Differentialzölle;  sie  waren  dazu 
bestimmt,  die  privaten  Ernteerträge  nach  den  holländischen 
Märkten  abzulenken.  Die  „liegierungsgüter"  entrichteten  über- 
haupt keinen  Ausfuhrzoll. 

Die  Regierung  beschäftigte  sich  nun  seit  geraumer  Zeit 
mit  dem  Plane  einer  Reform  des  indischen  Zollwesens.  Im 
Jahre  1^55  Avurde  eine  Enquete  bei  den  holländischen  Handels- 
kammern veranstaltet ;  da  diese  sich  indessen  grösstenteils 
gegen  die  Abschaffung  des  Differentialzolles  erklärten,  unter- 
blieben vorerst  weitere  Schritte.  Man  erwog  daraufhin  eine 
Zeitlang  die  AbschaffuDg  wenigstens  der  differentiellen  Ausfuhr- 
zölle, gab  aber  den  Plan  wieder  auf  und  schritt  statt  dessen 
zur  Veranstaltung  einer  Enquete  in  Indien  selbst»  Nachdem 
auch  hier  die  Antworten  zugunsten  der  Aufrechterhaltung  des 
Differentialzollsystems  gelautet  hatten,  Hess  die  Regierung  im 
Herbst  1801  den  holländischen  Handelskammern  einen  Gesetz- 
entwurf zur  Begutachtung  zugehen,  der  eine  progressive  Herab- 
setzung der  Differentialzölle  von  10  :  20  auf  8  :  IG  und 
schliesslich  auf  b  :  12",,  herbeiführen  sollte.  Allein  auch 
diese  Idee  kam  nicht  zur  Ausführung.  Der  häufige  Personal- 
wechsel in  der  indischen  Verwaltung  war  der  Fortführung 
der  Arbeiten  einstweilen  hinderlich,  sodass,  als  die  Zweite 
jvammer  selbst  auf  eine  baldige  Regelung  zu  dringen  begann, 
mir  eine  ausweichende  Antwort  gegeben  werden  konnte. 

Inzwischen  wurde  die  Reform  in  der  That  immer  dringlicher. 
Die  indischen  Tarife  waren  äusserst  zahlreich  und  kompliziert. 
Java  und  3Iadura  besassen  allein  G  verschiedene  Tarife;  eine 
gleiche  Anzahl  galt  auf  der  Westküste  von  Sumatra.  Einige 
Distrikte  erhoben  überhaupt  keinen  Zoll,  andere  hatten  gemein- 
schaftliche Tarife  für  die  Einfuhr,  aber  getrennte  für  die  Aus- 
fuhr. Zu  diesen  Missständen  gesellten  sich  die  Bedenken  der  in 
Indien  selbst  ansässigen  Verwaltungsbeamten,  die  vielfach,  wie  es 
scheint,  an  der  (lewähriing  difi'ercntieller  Zölle  Anstoss  nalimen, 
weil  sie  darin  eine  ungerechtfertigte  Begünstigung  einzelner  nieder- 
ländisclier  Kaufleute  zum  Schaden  des  Steuerfiskus    erblickten. 

Nach  weiterem  Zögiu'n  wurde  endlich  im  September  18G4 
den    IJeneralstaaten    ein     Gesetzentwurf    vorgelegt.     Aus    den 
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Motiven  ging  hervor,  dass  di(»  Rc^gicn'ung  sich  entschlossen 
hatte,  die  entgültige  Abschaifung  der  Differentialzölle  noch 
auszusetzen.  Das  Gesetz  sollt (^  daher  bloss  als  Uebergangs- 
massreofel  dienen.  Inzwischen  unterschied  man  zwei  Kate- 
gorien  von  Waren  und  zwei  Zeitabschnitte.  Für  die  Kategorie 
A  (niederländische  Provenienzen  mit  niederländischen  Ursprungs- 
zeugnissen'*'')  betrug  der  Einfuhrzoll  in  der  Regel  10  V« ;  für 
die  Kategorie  B  (sonstige  Einfuhren)  20  7«  für  die  Jahre  18GG 
bis  18G8,  späterhin  IG'Yo-  Daneben  waren  bei  sieben  Handels- 
artikeln (Häuten,  Indigo,  Kaffee,  Zucker,  Tabak,  Zinn  und 
Vogelnestern)  Ausfuhrzölle,  darunter  einige  nicht  diflPerentielle, 
vorgesehen. 

Aus  den  Reihen  der  Abgeordneten  kamen  alsbald  zahl- 
reiche Gegenvorschläge.  Einige  hielten  den  Tarif  gegenüber 
den  früheren  Entwürfen  (die  amtlich  noch  gar  nicht  zur  Kennt- 
nis der  Kammern  gelangt  waren)  für  zu  wenig  liberal,  andere 
empfahlen  die  Zolleinheit  zwischen  dem  Mutterlande  und  den 
Kolonien,  wieder  andere  die  sofortige  Abschaffung  der  Differen- 
tialzölle. Auch  der  Gedanke  wurde  zur  Sprache  gebracht,  das 
Verhältnis  im  Differentialzolle  von  1  :  2  zwar  beizubehalten, 
aber  die  Zölle  allgemein  zu  ermässigen. 

Keiner  dieser  Anträge  drang  durch.  Insbesondere  stiess 
der  Gedanke  an  die  Zolleinheit  auf  entschiedenen  Widerspruch. 
Von  einigen  Aenderungen  in  den  Ausfuhrzöllen  ■'")  abgesehen, 
blieb  es  bei  dem  Inhalte  der  Regierungsvorlage,  die  im  Laufe 
des  M(mats  Juni  18G5  von  beiden  Kammern  angenommen 
wurde.     Das  Gesetz  wurde  unter    dem  H,  Juli   ls65  publiziert. 

Zu  der  Zeit,  als  der  Entwurf  zu  dem  neuen  Tarifgesetze 
die  Kammern  beschäftigte,  stand  der  Abschluss  eines  Handels- 
vertrages zwischen  Frankreich  und  Holland  nahe  bevor.  Schon 
seit  etw^a  fünf  Jahren  Avaren  Verhandlungen  im  Gnnge.  Es 
lag  durchaus  im  Interesse  Hollands,  diese  ohne  Verzug  zn 
Ende  zu  führen.  Der  noch  in  Giltigkeit  befiiulliche  nieder- 
ländisch-französische Handelsvertrag  vom  25.  Juli  184:0  war 
für  Holland  nicht  günstig,  da  Frankreich  nur  zwei  holländischen 
Produkten  (Käse  und  Bleiweiss)  eine  —  nicht  einmal  erheb- 
liche -  Zollermässigung  gewährte.  Die  übrigen  Vereinbarungen 
erstreckten  sich  in  der  Hauptsache  auf  die  Schiffahrt. '')  Am 
Anfange  der  sechziger  Jahre  hatte  nun  derliolländisch-französisclK? 
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Hfiudel  zuscliends  tibgeiiomnieu.  J)ie  Wertziffor  botru<^'  im 
Jahre  1859  noch  17  Millioneü  Gulden;  sie  sank  1800  auf  14 
und  in  den  beiden  folgenden  Jahren  Aveiter  auf  1 1  und  9 
Millionen,  während  gleichzeitig  der  allgemeine  Handel  Frank- 
reichs schnell  zunahm.  Für  Holland  schien  in  der  That  Gefahr 
im  Verzuge,  zumal  man  mit  jedem  neuen  französischen  Ycr- 
tragsabschluss  in  eine  noch  ungünstigere  Stellung  geriet. 

Im  Sommer  1 862  sandte  deshalb  die  holländische  Regierung 
einen  Bevollmächtigten  nach  Paris.  Die  Yerhandlungen 
scheiterten  indessen,  weil  über  einen  wichtigen  Punkt  kein 
Einverständnis  zu  erzielen  war:  Frankreich  verlangte  nämlich 
für  seine  Weinausfuhren  von  Holland  dasselbe  Zugeständnis, 
das  England  in  dem  Vertrage  von  1860  gewährt  hatte,  mit 
anderen  Worten,  die  Herabsetzung  des  gesamten  Abgabeu- 
satzes  auf  Wein,  einschliesslich  der  Accise  auf  ungefähr  lli 
Gulden  pro  Fass  von  100  Litern.  Die  Erfüllung  dieser  P>e- 
dingung  war  so  lange  unmöglich,  als  in  Holland  die  kommu- 
nalen Accisen  (plaatselijke  accijnsenj  auf  Wein  und  andere 
Verbrauchsgegenstände  bestanden.  Wir  haben  schon  oben  er- 
wälint;  dass  die  holländische  Kegierung  sich  seit  Jahren  mit 
Pteformplänen  trug,  die  die  Beseitigung  der  Gemeiude-Accisen 
ermöo-lichen  sollte.  Auch  der  Finanzminister  Betz  arbeitete 
an  einem  solchen  Plane.  Im  Jahre  1864  wurde  sich  die  l\e- 
o-ieruuff  endlich  schlüssig.  Sie  wandte  sich  nun  von  neuem  an 
die  französische  Regierung  und  stellte  ihr  vor,  die  Ermässigung 
der  Verbrauchsteuer  auf  einen  Artikel  wie  Wein,  der  für 
holländische  Verhältnisse  einen  Luxusgegenstand  darstelle,  sei 
in  dem  geforderten  Umfange  so  lange  undurchführbar,  als  man 
nicht  umhin  könne,  die  allernotwendigsten  Konsumartikel  mit 
der  Accise  zu  belegen;  man  mache  daher  den  Vorschlag,  sich 
dahin  zu  verständigen,  dass  es  Holland  gestattet  sein  scdlte, 
einstweilen  noch  den  durchschnittlichen  Betrag  der  kommu- 
nalen Wein-Accise,  deren  Abschaffung  indessen  vorbereitet 
werde,  der  staatlichen  Accise  (rijks  accijns)  zuzuschlagen  und 
den  Satz  erst  in  den  folgenden  Jahren  progressiv  auf  20  Gulden 

zu  ermässigen.  ^^) 

Frankreich  war  einer  Verständigung  nicht  abgeneigt  und 
ernannte  alsbald  einen  Bevollmächtigten  für  die  weiteren  Ver- 
handlungeu    im   Hnag.      Im  Sommer  1864  wurde  der  Vertrag 


> 
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nach  mühevollen  Unterhandlungen  fertiggestellt  und  von  <len 
Bevollmächtigten  paraphiert.  Die  Angelegenheit  ruhte  nun 
noch  ein  volles  Jahr,  bis  im  Sommer  1865  die  Reform  des 
Steuerwesens  und  damit  zugleich  die  Aufhebung  der  Konmiunal- 
accisen  endlich  gelungen  war.  An  demselben  Tage,  an  dem 
das  hierauf  bezügliche  Gesetz  die  königliche  Bestätigung  er- 
hielt, w^urde  der  Handelsvertrag  mit  Frankreich  endgültig 
unterzeichnet  (7.  Juli  1865). 

Der  Vertrag  war  nach  Form  und  Inhalt  den  übrigen 
Handelsverträgen  Frankreichs  aus  jener  Zeit  ähnlich.  Er 
enthielt  folgende  für  Holland  vorteilhafte  Bestimmungen. 

1)  Für  die  Einfuhr  aus  Holland  nach  Frankreich  wird 
Meistbegünstigung  im  Zolle  gewährt; 

2)  unter  gewissen  Einschränkungen  sollen  die  Einfuhren 
aus  dem  Gebiete  des  deutschen  Zollvereins  auch  dann 
als  direkt  nach  Frankreich  importiert  gelten,  wenn 
sie  durch  Holland   transitieren; 

3)  für  den  Import  von  Erzeugnissen  aus  den  nieder- 
ländischen Kolonien  wird  die  niederländische  Flagge 
der  französischen  gleichgestellt. 

Die  Zugeständnisse  Hollands  konnten  nach  der  Natur  der 
Sache  zum  grossen  Teil  nur  in  der  Bindung  des  Tarifs  be- 
stehen. In  Bezug  auf  die  Einfuhr  von  französischem  Wein 
war  vereinbart,  dass  der  Abgabensatz  verringert  werden  sollte, 
auf  28  Gulden  pro  Fass  im  ersten,  26  Gulden  im  zweiten, 
24  Gulden  im  dritten,  lO  Gulden  im  vierten  und  den  folgenden 

Jahren. 

Der  Schiffahrt  w^ar  nur  in  einem  einzigen  Artikel  von 
überdies  ziemlich  unbestimmter  Fassung  gedacht.  Hieran 
nahmen  die  Generalstaaten  Anstoss,  als  ihnen  der  Vertrag 
zur  Genehmigung  vorgelegt  wurde.  Auch  die  Bindung  des 
Weinsteuersatzes  wurde  hier  und  da  mit  Missfalleu  aufgenommen. 
Allein  die  Vorteile,  die  für  Holland  aus  dem  neuen  Vertrage 
entsprangen,  waren  zu  gross,  als  dass  einzelne  Äusserungen 
der  Unzufriedenheit  die  Annahme  ernstlich  hätten  gefährden 
können.  Wenn  mau  erw^og,  dass  die  allerwiclitigsten  Export- 
artikel Hollands,  wie  Steingut,  Glas-  und  Eisenwaren,  Käse, 
Papier,  Schilfe,  Tauwerk,  Seefische  und  viele  andere  eine 
wesentliche    Begünstigung    im    französischen    Einfuhrzolle    er- 
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fiilirLMi  solllcii,  (hiss  ferner  der  'V\"M\^h  durcli  die  Veroi!il)armi;,- 
l»ezü«;licli  der  Einfuhren  aus  dem  Zollverciu  gefördert  ^^urde. 
uud  dass  schliesslich  der  Handel  nut  holländischen  Kohjuial- 
produkteu  in  Frankreich  erleichtert  war,  konnte  von  einer 
Ablehiuiiii;-  des  Abkommens  nicht  die  Rede  sein.  Es  wurde 
zwar  im  Parlamentt»  no(di  viel  debattiert,  allein  die  Abstimmung- 
ergab  in  der  Zweiten  Kammer  nahezu  völlige,  in  der  Ersten 
Kammer  völlige  Einstimmigkeit  zugunsten  des  Vertrages,  so- 
dass der  Austausch  der  Katilikatiouen  noch  im  Laufe  dt^s 
Sommers  erfolgen  konnte. 


\ 


IV. 

Die  Abschaffung  der  Diferentialzölle  in  Ostindien  und   die 
Aenderung   des    holländischen   Tarifs.      Einzelheiten    über    das 
Zollwesen  im  Mutterlande  und  in  den  Kolonieen.    Das  holländische 

Handelsvertragssystem. 

In  das  Gesetz  vom  8.  Juli  1865  war  die  Bestimmung  auf- 
»•enommen,  dass  der  ostindische  Zolltarif  vor  dem  1.  Januar 
1872  einer  Revision  unterzogen  werden  müsse.  Im  Ministerium 
hielt  man  an  der  Absicht  fest,  die  Revision  mit  der  völligen 
Abschaffung  der  Differentialzölle  endigen  zu  lassen.  Allein  die 
Schwierigkeiten,  denen  dieser  Plan  begegnete,  waren  ausser- 
ordentlich gross.  Zwar  stimmte  die  Mehrheit  der  Parlaments- 
mitglieder darin  mit  der  Regierung  überein,  dass  die 
Differentialzölle  zu  beseitigen  seien,  aber  über  die  Frage,  auf 
welche  Weise  und  wann  dies  zu  geschehen  habe,  gingen  die 
Meinungen  weit  auseinander. 

Die  Hauptschwierigkeit  lag  somit  in  der  Ileberwindung 
der  zahlreichen  Einzelwünsche.  Immer  wieder  tauchten  Vor- 
schläge auf,  deren  Erfüllung  die  Absichten  der  Regierung  ganz 
oder  zum  Teil  vereitelt  haben  würde. 

Folgende   Zusammenstellung  giebt   einige    dieser  Anträge 

wieder : 

1)  Graduelle  Abschaffung  der  Differentialzölle  durch  lang- 
same Ermässigung  der  Differenz. 

2)  Prolongierung  des  Gesetzes  von  1865  auf  eine  Reihe 
von  Jahren,  dann  Abschaffung  der  Differentialzölle 
ohne  Uebergang. 

3)  Einstellung  jeder  Zollerhebung  in  Indien  vom  Jahre 
1880  ab. 

4)  Abschaffung  der  Ausfuhrzölle. 

5)  Zolleinheit  zwischen  Mutterland  und  Kolonien. 
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())    Zollf'nülioit  \'i\v  mUc  nicilerhindisclicii  Wuroii  oder  solclie, 
die  in   llüllaud   den   Eingan«>sz<)ll  bezahlt  haheii. 

Zu  diesen  Sc]nvierii>keiteii  Irnten  dann  weitläufige  sclirift- 
lielie  Yerliandlungen  mit  dem  (Touvernenient  auf  Java,  das  in 
diesen  Dingen  den  in'Uigen  Eifer  vermissen  liess  und  allerliand 
Missstände  duldete,  bis  die  Regierung  endlicli,  teils  um  sieh 
die  erforderliehe  Thatsachenkenntnis  zu  verschaffen ,  teils  zur 
Yorbereitung  der  dringend  notwendigen  Reformen  in  der  Zoll- 
verwaltung, einige  Beamte  in  besonderer  Mission  nach  Indien 
schickte. 

Inzwischen  schob  man  den  Termin  durch  Prolongierung 
des  Gesetzes  vom  3.  Juli  1805  um  ein  Jahr,  also  bis  zum 
1.  Januar  1873  hinaus.  Nachdem  auf  diese  Weise  Zeit  ge- 
wonnen war,  wHirde  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt.  Dieser  liess 
den  Tarif  im  ganzen  unverändert,  indem  er  nur  den  höheren 
(sechzehnprozentigen)  Satz  des  Differentialzolles  strich  und  den 
Einfuhrzoll  allgemein  auf  10  "/o  brachte.  Ausfuhrzölle  wurden 
beibehalten,  doch  in  einheitlichen  Sätzen.  ") 

Die  Regierung  stützte  ihre  Yorschläge  hauptsächlich  durch 
zwei  Argumente:  einmal  durch  die  theoretische  Yerurteilung 
difPerentieller  Zölle  überhaupt,  zw^eitens  und  besonders  nach- 
drücklich durch  den  Hinweis  auf  die  unzureichende  Ausführung 
der  Zollgesetze  in  Indien. 

Nach  den  übereinstimmenden  Erklärungen  der  Ressort- 
Minister  schenkten  die  leitenden  Yerwaltungsbeamten  in  Indien 
dem  Zollwesen  gar  keine  Aufmerksamkeit.  Schmuggel  im 
grössten  Tnifange  und  Zollhinterziehungen  wurden  schweigend 
geduldet.  Je  höher  die  Zölle  waren,  desto  grösser,  so  scheint 
es,  war  der  Umfang  der  Defraudationen.  Es  galt  als  gewiss, 
dass  einige  der  wichtigsten  niederländischen  Exporte  nach 
Indien  thatsächlich  bei  der  Einfuhr  kaum  weniger  bezahlten, 
als  die  Exporte  aus  andern  Ländern.  Die  holländische  Manu- 
fakturindustrie z.  B.  produzierte  vorwiegend  einfache  Artikel 
(ungefärbte  Stoffe),  deren  wahrer  Wert  schw^erer  zu  ver- 
schleiern war,  als  der  der  feineren  englischen  Manufakturen.  In 
einer  Reihe  von  Fällen  nun,  die  zur  amtlichen  Kenntnis  ge- 
langten, hatten  englische  Manufakturen  anstatt  IG  nur  5  bis 
9V,/'/,^    vom    Werte     bezahlt,    während    für    das    holländische 


! 
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i*ro(lukl  in  der  R<;gel  (Uiv  vorgcschricdM-ne  Zoll  wenigstens  zu 
drei  Vic'rtcilen,  jilso  jnit  dnrchsi'hnittlicli  7  'A.  V„  entrichtet 
wurde. 

^fan  behauptete  nun  .  durch  Einführung  einheitlicher 
Sätze  und  gleichzeitig  durch  Yornahme  der  nfUigen  Reformou 
in  der  Z(dlverwaltnng  dem  niederländischen  Handel  und  zu- 
gleich (h^iii  indischen  l^'inanzwesen  ir<ehr  nutzen  zu  können, 
als  dnrch  AufVechterhaltung  der  höhi^ren  Differentialzölle. 
Auch  aus  andenMi  (Jrümh'n  komite  die  Abschaffung  der 
Differentialzölle  für  praktisch  weniger  bedeutsam  gelten,  als 
es  auf  den  ersten  Blick  erscheinen  mochte.  Es  war  nämlich 
zu  bedeidvcn,  dass  nach  dem  Gesetze  von  1865  erstens  gegen 
dreissig  Handelsartikel  ül)ei'han])t  vom  imlischen  Einfuhrzolle 
befreit  waren,  dass  zweitens  alle  im  Tarif  nicht  besonders  «-e- 
nannten  (Tiegenstände  ohne  Unterschied  des  Ursprungs  (»inen 
NN'ertzoll  von  6  %  bezahlten  und  dass  endlich  von  den  be- 
sonders aufgeführten  zollpflichtige]!  \Yaren  nur  die  mit  nieder- 
ländischen Ursprungszeugnissen  verseheneu  im  Zolle  begünstigt 
wurden.  Ursprungszeugnisse  aber  wurden  keineswegs  bedingungs- 
los und  vor  allem  nur  dann  erteilt,  wenn  die  Waren  aus  dem 
„freien  Yerkehr'^  stammten.  ^'*) 

Wie  bereits  erwähnt,  hatte  die  Regierung  in  ihrem  ersten 
Entwürfe,  der  Anfang  1872  vorgelegt  wurde,  den  Wertzoll 
für  die  besonders  aufgeführten  zollj)flichtigen  Gegenstände  im 
allgemeinen  auf  10%,  festgesetzt.  Es  ist  nicht  wahrscheinlich, 
dass  das  Gesetz  unter  diesen  Umständen  angenommen  worden 
w'äre.  Die  Kommission  der  Zweiten  Kammer  wies  sogleich 
darauf  hin,  dass  es  nicht  angängig  erscheine,  nur  den  Zoll  auf 
nicht  niederländische  Provenienzen  zu  ermässigen,  zumal  man 
beabsichtige,  durch  strengere  Zollvorschriften  die  Erhebung 
der  Zölle  zum  richtigen  J^etrage  herbeizuführen.  Für  die  nieder- 
ländischen Exporteure  würde  daher  der  neue  Tarif  eine  höhere 
oder  nündestens  ebenso  hohe  Belastung  mit  sich  bringen.  Die 
allgemeine  Beratung  in  der  Zw^eiten  Kammer  hatte  schon  be- 
gonnen, als  die  Regiei'ung  in  richtiger  Einsicht  diesem  Drängen 
nachgab  und  den  Wertzoll  von   10  auf  (3 "  „  ermässigte. 

Im  Laufe  der  parlamentarischen  Debatten  beriefen  sich 
die  Regierung  und  ihre  Anhänger  w^iederholt  auf  die  Unge- 
rechtigkeit   des    Differentialzollsystems,    das    einigen    wenigen 
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iiiiMlerläiKliscluni  Proiiu/tMitoii  iiiid  Ivtiuntniton  /u  licbo  die  (ie- 
saintheit  der  indischen  Eiiigosessoueii  belaste.  Es  bestehe  hier 
ein  unhaltbarer  Widerspruch  zwischen  der  kuk)nialen  Zollpohtik 
und  der  freisinnigen  Wirtscliaftsgesetzgebung-  des  Mutterlandes. 
Die  nationale  Industrie  sei  durch  zweckmässige  Yerkehrsein- 
richtungen,  den  J^au  von  Eisenbahnen  und  durch  die  Befreiung 
von  Verbrauchsteuerlasten  in  dem  letzten  Jahrzehnt  hinreichend 
unterstützt  worden.  Sie  habe  keinen  Anspruch  mehr  auf  die 
häufig  ungerechte  Bevorzugung  auf  dem  kolonialen  Maikt. 

Die   Opposition    war    hierdurcli    nicht    zu    beruhigen.     Es 
wurde  erwidert,  die  Frage  sei  die,  ob  man  einer  wissenschaft- 
lichen Theorie    (der    Ereihandelslehre)  zu    liebe    ein    bewährtes 
System  abschaifen  oder  die  Entscheidung  wenigstens  aufscliieben 
solle.     Die  Belastung    der    indischen  Eingesessenen    durch    die 
höheren  Differentialzölle  bestehe  nur  in  der  Theorie,  praktisch 
sei  sie  so  ungemein  gering,  dass  dieses  Bedenken  auszuscheiden 
habe.     Dagegen  könne  der  Wegfall  jeder  Zollbegünstigung  der 
niederländischen  Industrie  ihr  wichtigstes  Absatzgebiet    kosten. 
Aehnliches  sei  in  Bezug  auf  die  Ausfuhr  der  Kolonialprodukte 
aus    Indien    zu    befürchten.     Hier    stehe    die    Erhaltung    der 
heimischen  Stapelplätze  auf  dem  Spiele,  zumal    man    das  Kon- 
signationssystem    (die     Ueberführung     der     Jlegieruugsgüter" 
nach  dem  Mutterlande)    stark   eingeschränkt   habe.     Eines   der 
wichtigsten  Produkte  Indiens,    der  Zucker,    werde    bekanntlich 
nicht  mehr  konsigniert,   es  sei    deshalb  sehr  fraglich,   ob   nach 
der  Aufhebung  des  differentiellen  Ausfuhrzolles  Holland  über- 
haupt   noch    als  Stapelplatz   in    Betracht   kommen   würde.     Es 
fehle   durchaus   an   einer    zwingenden  Veranlassung,    mit    dem 
gegenwärtigen  System  zu  brechen,  und  schliesslich  müsse  man 
sich    besonders    davor    hüten,    alle  Tarifvorteile    ohne    Gegen- 
leistungen an  das  Ausland  preiszugeben. 

Soweit  sich  der  Widerstand  der  Kammer  nur  gegen 
einzelne  Punkte  richtete,  gab  die  Regierung  mehrmals  nach. 
Dies  war  offenbar  unerlässlich,  wenn  man  nicht  die  Annahme 
des  Gesetzes  vollends  in  Frage  stellen  wollte.  Im  W^ege  der 
Kompromisse  kam  schliesslich  eine  eben  ausreichende  Majorität 
und  auch  diese  nur  infolge  eines  Zufalles  zu  stände.  (Beein- 
Hussung   eines  der  Opposition   angehörigen  Abgeordneten.)     In 
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der  Ersten  Kammer  war  die  Majorität  grösser  und  das  Gesetz 
ging  durch. 

Seit  dem  1.  Januar  ls74  ist  jede  Erhebung  von  Differen- 
tialzöllen unterblieben,  obwohl  es  an  Anträgen  auf  Wiederein- 
führung nicht  gefehlt  hat.  Der  Tarif  hat  nur  noch  einmal 
eine  umfassendere  Aenderung  erfahren.  Durch  das  Gesetz  vom 
16.  April  ISSb  wurden  nämlich,  um  die  Einnahmen  des 
indischen  Staatshaushaltes  zu  steigern,  eine  Anzahl  von  Zoll- 
sätzen von  neuem  auf  lü  7^,  erhöht.  ^^)  Dies  entsprach,  wie 
oben  hervorgehoben,  der  ursprünglichen  Absicht  der  Regierung, 
die  im  Jahre  1872  nur  ungern  in  die  Ermässigung  auf  6% 
gewilligt  hatte. 

Der  Tarif  für  das  Mutterland  hat  seit  18b2  —  von 
minder  wichtigen  Aenderungen  einzelner  Sätze  abgesehen  — 
zweimal  eine  Revision  erfahren.  Bei  der  ersten  (Gesetz  vom 
(>.  April  1877)  handelte  es  sich  im  wesentlichen  um  die  Preis- 
gabe einiger  Finanzzölle,  sowie  des  letzten  noch  in  Giltigkeit 
befindlichen  Ausfuhrzolles  (auf  Lumpen-Rohmaterial  für  di(i 
]\ipierfabrikation) ;  einige  HO  Artikel,  so  Getreide,  Holz,  Häute, 
Felle,  Eeder,  unbearbeitetes  Eisen,  Zinn,  Kupfer  u.  a.  m.  wurden 
vom  Einfuhrzolle  befreit.  ■'^) 

In  Bezug  auf  die  Aufliebuug  der  Getreidezölle  ist  daran 
zu  erinnern,  dass  es  sich  nicht  etwa  um  die  Beseitigung  eines 
Zollschutzes  handelte.  Nach  dem  Gesetze  von  1802  betrugen 
die  Getreidezölle  1,50  W.  pro  :J0  Jil,  ein  Satz,  der  gegenüber  den 
lieute  in  anderen  Staaten  üblichem  Kornzöllen  verschwindend 
gering  erscheint. 

Eine  zweite  Revision  erfolgte  durch  Gesetz  vom  20.  April 
1895.  Ihre  Bedeutung  besteht  hauptsäcihlich  in  der  etwas 
verschärften  Anwendung  der  Wertzölle;  die  Massregel  hat, 
wie  beabsichtigt,  eine  Erhöhung  der  Zolleinnahmeu  zur  Folge 
gehabt.  Es  betrug  die  Summe  der  Einfuhrzölle  (ausschliesslich 
der  Zuschussprozente)  in  1000  fl. 
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der    überhaupt    einem    Zolle    unterworfenen 


8770 
9173 


Artikel  bezahlen  5'*„  vom  Werte,  so  z.  B.  Steingut,  Glaswaren, 
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Holzwan?!!,  Kleifliiug^sstückc,  Kurzwaren,  Maiiufaktarcii,  Möbel 
und  l'apier.  Höhere  Zölle  kommen  vor  beim  Petroleum  niif 
gegen  S,  bei  Zigarren  und  Tliee  mit  je  10,  bei  geräuchertem 
und  getrocknetem  Fleiscli  mit  lo'/,,  frischem  und  gesalzenem 
I^'leisch  mit  15,  Kuchen  und  dergl.  mit  25",,  und  vor  aUem 
beim  Dier,  das  —  zur  Ergänzung  der  auf  die  inländische  Pro- 
duktion gelegten  Steuer  —  mit  einem  Zolle  von  '""XI'V^,  be- 
lastet ist. 

J)ie  sonstigen  Vorschriften  über  die  Zollerhebung  erscheinen 
s(?hr  liberal.  •'*)  Gegenüber  etwaigen  Defraudationen  ist  die 
Anwendung  der  sog.  Benadering  (Enteignung)  zugelassen,  die 
von  Zollstrafen  Abstand  nimmt  und  den  Zollbeamten  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  gestattet,  das  mit  falscher  Deklaration 
versehene  (lut  gegen  Dezahlung  des  deklarierten  Wertes  als 
Privateigentum  zu  erwer!)en. 

Wir  haben  bisher  davon  abgesehen,  die  für  die  nieder- 
ländischen Kolonien  in  Westindien  erlassenen  Zollvorschriften 
zu  besprechen.  13ei  der  geringen  Bedeutung,  die  diese  Kolonieen 
für  den  nationalen  Handel  besitzen,  erschien  diese  Unterlassung 
"•erechtfertiiit.  Fol«i:endes  sei  indessen  erwähnt :  in  Nieder- 
ländisch-Guiana  gilt  ein  Zolltarif,  dessen  Einrichtung  dem  ost- 
indischen in  manchen  Punkten  ähnlich  ist ;  Ausfuhrzölle 
existieren  seit  18i)()  nicht  mehr.  Die  aus  sechs  Inseln  be- 
stellende Kolonie  Guracao  (Curacao,  Bonaire  und  Aruba  einer- 
seits und  die  zu  den  kleinen  Antillen  gehörigen  Inseln  St. 
Martin  (niederländischer  Teil),  St.  Eustatius  und  Saba  anderer- 
seits) hat  ebensoviele  verschiedene,  teilweise  sehr  komplizierte, 
Einfuhr-  und  Ausfuhrzolltarife;  nel)en  diesen  bestehen  noch 
Bestimumngen  über  Scdiitisgebühren-Erhebung.  Aenderungeu 
der  Tarife  für  sämtliche  westindischen  Besitzungen  sind  bisher 
sehr  häufig  gewesen. 

Auch  inbezug  auf  das  Zollwesen  Ostindiens  kann  nur 
das  Wichtigste  mitgeteilt  werden.  Dass  die  Tarifgesetze  nur 
für  Teile  der  ostiudischeu  Besitzung  gelten,  ist  schon  erwähnt 
worden.  In  das  Zollgebiet  sind  die  Inseln  Java,  Madura, 
Banka  und  Billiton  ganz,  Borneo  und  Gelebes  nur  zum  Teil 
einbezogen,  während  das  (iros  der  übrigen  Besitzungen  zu  den 
Freihafengebieten  zählt.  An  Zollhäfen  (Ein-  uiul  Ausfuhrhäfen) 
besitzt   Java  18,    Sumatra  13,    Borneo  7   und    Celebes  5.     Als 
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Freihäfen  ausdrücklich  bezeichnet  sind  u.  a.  Rhiouw  (gegenüber 
Singapore),  Makassar  auf  (-elebes  und  Banka:  daneben  stehen 
eine  Anzahl  verstreut  liegender  Zollhäfen  den  Freihäfen  that- 
sächlich  gleich. 

Die  Küstenschiffahrt  in  den  niederländisch-ostindischen 
Besitzungen  ist  ein  Vorrecht  der  niederländischen  Flagge  ge- 
blieben; das  gleiche  Kecht  und  weitere  Bevorzugimgen  ge- 
niessen  Teile  der  Eiugeborenenbevölkerung.  Das  Kultursystem 
und  in  Verbindung  damit  das  Konsignatioussystem  befunden 
sich  nur  noch  beschränkt  in  Geltung,  das  Vertragsvcrliältuis 
zwischen  der  Nederlaud sehen  Ilandelmaatschappij  und  dem 
Staate  dauert  indessen  fort.  Der  Hauptmarkt  für  den  \v.y- 
kauf  der  indischen  Erzeugnisse  in  Europa  befindet  sich  nach 
wie  vor  in  Holland.  Die  Abschaffung  der  Differentialausfuhr- 
zölle scheint  daran  im  wesentlichen  nichts  geändert  zu  haben. 
Alte  Handelsgewohnheiten  und  die  unten  Verkehrseinrichtuni;en 
Hollands  haben  einer  V^erlegung  des  Marktes  offeni)ar  vorge- 
beugt. ^^)  Nicht  zu  verhiiulern  war  der  liückgang  im  Handel 
mit  Kolonialzucker,  nachdem  die  Rübenzucker-Industrie  die 
Produktions-  und  Preisverhältnisse  verschoben  hat.  Etwa 
75  *Vo  <ler  Zuckerausfuhren  sind  jetzt  nach  China  und  Amerika 
bestimmt. 

Folgende  Febersicht  über  die  Ausfuhr  einiger  der  wichtig- 
sten Kolonialprodukte  aus  Java  in  dem  fünfzehnjährigen  Zeit- 
raum 1888  bis  1<S98  wird  das  Gesagte  bestätigen.  Es  ist  hier 
nicht  die  amtliche,  sondern  eine  von  der  Handelsvereenigiug  zu 
l^atavia  herausgegebenen  Statistik  benutzt;  jene  trägt  nämlich 
dem  Umstände  keine  Rechnung,  dass  häufig  erst  in  Batavia 
(über  welchen  Hafen  die  meisten  Verschiffungen  auch  aus  den 
übrigen  Besitzungen  gehen)  der  wirkliche  Bestimnmngsort  der 
Waren  festgesetzt  wird.    (Siehe  Tabelle  auf  nächster  Seite.) 

Holland  erfreut  sich  einer  günstigen  Regelung  seiner 
Handelsbeziehungen  zu  den  meisten  Kulturstaaten. 
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Die  Zahl  der  Handelsverträgo  ist  ziemlich  gross.  Wir 
geben  im  Polgeucleu  eine  Uebersiclit  über  die  wichtigsten  Ver- 
tragsländer  und   die  üaten  der   noch  ungekündigten  Verträge. 

Belgien,   12.  Juni  18(53  und  7.  Juli  1S(55. 

Bulgarien,   12./24.  Juli  1897. 

China,  G.  Oktober   1863. 

Dänemark,  15.  Juni  1701. 

Grossbritannien  und  Irland,  17.  März  1821,  27.  Oktober 
1837,  27.  März  1851,  15.  August  189ü. 

Italien,  24.  November  1863. 

Japan,  1856,  1857,  1858  und  S.  September  18i)l). 

Oesterreich-Uugaru ,  24.  März  1867,  3.  September  1886 
und  12.  September  18S8. 

Portugal,  5.  Februar  1894. 

Preussen,  Zollverein   und  llheinuterstaaten,    31.  Dezember 

1851,  17.  Oktober  1868. 

Rumänien,  15.  März  1899. 

Russland,  1./13.  September  1846. 

Schweden  und  Norwegen,  25.  September  1856. 

Schweiz,  17.  August  1875,  24.  April  1877. 

Spanien,  12.  Juli  1892  (abgeändert  1899). 

Vereinigte  Staaten  von  Mexiko,  22.  September  1897. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika,  19.  Januar  1839, 
26.  August   1852. 

In  allen  diesen  und  den  übrigen  Ländern,  mit  denen  ein 
Vertragsverhältnis  besteht,  geniesst  Holland  in  der  Zollbehand- 
lung die  Rechte  der  meistbegünstigten  Nation.  Eine  Ausnahme 
macht  nur  Portugal.  Dort  ist  nämlich  bloss  ein  Teil  (treihch 
der  wichtigste)  der  niederländischen  Einfuhren  meistbegünstigt, 
oder  durcli  besonders  verembarte  Sätze  bevorzugt,  die  nicht 
genannten  Einfuhren  werden  zwar  nach  dem  zweiten,  d.  h. 
niedrigeren  Tarif  verzollt,  sind  aber  weiterer  Ermässigungen, 
die  dritten  Staaten  zugestanden  werden,  nicht  teilhaftig.  Ana- 
loge Vereinbarungen  über  die  Zollbehandlung,  die  bis  vor 
wenigen  Monaten  zwischen  Holland  und  Spanien  galten,  smd 
jetzt  spanischerseits  durch  eine  der  Meistbegünstigungsklausel 
ähnliche  Bestimmung  ersetzt. 

Zwischen  Holland  und  Frankreich  besteht  kein  Vertrags- 
verhältnis  mehr,   nachdem    der  Vertrag  vom  7.  Juli  1865  und 
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p']ü  späterer  vom  \\K  April  1884  ausser  Kraft  getreten  sind. 
Jndess  wendet  Frankreich  den  Minimaltarit'  auc]i  Holland  gegen- 
über an.     (Notenaustausch  vom  27., 28.  Januar  1802.) 

In  Holland  kann  man  die  Klage  hören,  dass  das  liberale 
'J'arifsystem  es  unmöglich  mache,  von  ausländischen  Staaten 
(Tt^genleistungen  zu  erzwingen.  Dieses  Ijedenken  hat  indessen 
kaum  praktische  Bedeutung,  da,  wie  wir  bereits  erwähnten, 
von  der  überwiegenden  Mehrzahl  aller  Kulturstaaten  Meistbe- 
günstigung in  der  Zollbehandlung  auch  ohne  Zwang  gewährt 
wird,  Holland  selbst  behält  sich  in  seinen  Verträgen  stets  nur 
das  eine  vor,  dass  nämlich  die  Yereinbarungen  über  Meistbe- 
nünstii^un;:'  auf  die  internen  Handels-  uiul  Schiffahrtsverhält- 
nisse  der  ostindischen  Kolonien  sich  nicht   erstrecken  sollen,  ^'j 


AniicUi^  i. 


Mitteilungen  über  die  schutzzölhierische  Bev^eyung  in  den  letzten 
Jahrzehnten.    Statistische  Ergebnisse. 

In  den  vorigen  Abschnitten  ist  wiederholt  hervorgelmbcn 
worden,  dass  der  holländische  Zolltarif  seit  J862  aus  Finanz- 
zöUeji  besteht.  Selbst  da,  wo  einige  Artikel  hoch  belastet  sind, 
handelt  es  sich  nicht  um  Schutzzölle,  sondern  etweder  um  eine 
Ergänzung  der  Accise  (Fleisch,  Bier)  oder  um  die  schärfere 
Heranziehung  praktisch  besonders  geeigneter  Objekte  (Petroleum, 
lliee,  Zigarren ).  Im  übrigen  bildet  ein  fünfprozeutiger  Wert- 
zoll die  Regel. 

In  neuerer  Zeit  sind  nun  vielfach  Zweifel  an  der  Zweck- 
mässigkeit dieses  Systems  aufgetaucht.  Eine  ziemlich  umfang- 
reiche Litteratur  handelspolitischer  Streitschriften  legt  hiervon 
Zeugnis  ab.  Auch  das  Parlament  hat  sich  wiederholt  mit 
diesen  Dingen  beschäftigt,  ohne  dass  indes,  soweit  ersichtlich, 
vom  Standpunkte  des  Schutzzollprinzips  wx^seutliche  Erfolge 
erzielt  worden  wären.  Bei  der  (meines  Wissens)  letzten  parla- 
mentarischen Debatte  über  den  Zolltarif  im  November  iSU.s 
erklärte  die  Regierung,  sie  habe  neue  Argumente  für  den 
Schutzzoll  nicht  vernommen.  "")  Das  Resultat  der  Debatte  lief 
auf  die  Aufstellung  einer  Resolution  hinaus,  die  lediglich  den 
Finanzbedarf  betont  und  die  Schutzzollkontroverse  ausser 
acht  lässt.  "') 

Die  hierher  gehörige  Brochürenlitteratur  '"j  erfordert  keine 
eingehende  Betrachtung.  Der  Grundgedanke  der  Argumen- 
tation für  Schutzzölle  ist  überall  derselbe:  Der  Freihandel 
verhindert,  dass  nationale  Arbeit  und  nationales  Kapital  in  dem 
erwünschten  Masse  zur  Verwendung  kommen.  „Unfreiwillige 
Arbeitslosigkeit'^  „erzwungene  Unthätigkcit^^  (gedwongene 
werkcloosheid)    nennt    ein    Autor    als   eine    der    wesentlichsten 
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Fül^^on  (los  Froiliamlels.  •^)  Aiulero  geliou  weiter  und  sprechen 
von  der  ,,Tötimg^'  der  Industrie*''),  dem  Untergang  ganzer 
elienials  blühender  Gewerbe '')?  ^^^^'  /-unehmenden  Yerarnumg 
des  Volkes,  das  bis  zu  20',,  aus  Unterstützungsbedürftigen  be- 
stehe '"),  der  rücksichtslosen  Bevorzugung  des  Handels  durch 
Herstellung  von  Wasserstrassen,  an  deren  Kosten  das  ganze 
Volk  zu  tragen  habe  ''),  einer  ungerechten  Verteilung  der 
Steuerlasten  zu  gunsten  der  Aufrechterlialtung  des  Freiliandels*^'), 
Extensivierung  des  landwirtschaftlichen  Betriebes ,  Arbeits- 
losigkeit, Auswanderung  und  anderen  Uebelständen  mehr. 

Im  Folgenden  soll  nun  der  Versuch  gemaclit  werden, 
einiffe  der  hier  ijrenannten  Punkte  an  der  Hand  der  Statistik 
etwas  näher  zu  erörtern,  ^^j 

Holland  gehört  zu  den  dichtestbevölkerten  europäischen 
Staaten.  Auf  etwa  32,500  qkm  wohnen  gegenwärtig  über 
5  Millionen  Menschen;  die  Bevölkerungsdichte  von  rund 
160  Einwohnern  pro  Quadratkilometer  übertrifft  die  Deutsch- 
lands um  mehr  als  die  Hälfte  der  letzteren.  Die  beiden 
Provinzen  Nord-  und  Südholland  sind  weit  stärker  bevölkert 
als  z.  B.  das  Königreich  Sachsen  ;  eine  Dichteziffer  von  weniger 
als  100  weisen  von  den  elf  Provinzen  nur  zwei  auf:  Drente 
und  Overijssel. 

Diese  r>evölkerung  wohnt  nun  auf  einem  Boden,  der  heute 
noch  zu  etwa  2« " ,,  teils  kulturunfähig,  teils  der  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Nutzung  dauernd  entzogen  ist. '")  Obwohl 
man  seit  1833  ein  volles  Drittel'')  des  damaligen  <  )ed-  und 
Unlandes  durch  Meliorationen,  Deichbauten  u.  dgl.  nutzbar  zu 
machen  gewusst  hat,  stehen  heute  nur  etwa  72",,  der  Fläche 
in  land-  oder  forstwirtschaftlicher  Kultur,  während  z.  B.  in 
Deutschland  iU  ",„  kultivierte  Fläche  vorhanden  sind.  Die 
landwirtschaftlich  benutzte  Fläche  allein  beträgt  etwa  2,1 1  Millionen 
Hektar  oder  rnnd05",„  des  Staatsgebietes,  also  relativ  ebenso 
viel  wie  in  Deutschland. 

Ans  dem  Vergleiche  der  Bevölkerungsdichte  mit  der 
kulturfahigen  Fläche  kann  man  folgern,  dass  Holland  schon 
>eit  Jahren  auf  die  Zufuhr  von  Nahrungsmitteln,  insbesondere 
von  Brotgetreide  aus  dem  Auslande  angewiesen  ist.  In  der 
That  zeigt  die  Statistik  eine  erhebliche  Steigerung  der  G<j- 
treideeinfulir  innerhalb   der  letzten  Dezennien,    docli  sehen   wir 


, 
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jius  weitiM*  unten  darzulegenden  (iründen  von  Zahlenangaben 
ab.  Hollands  Abhängigkeit  vom  Auslände  wird  noch  gesteigert 
durch  die  geringe  Ergiebigkeit  der  übrigen  Zweige  der  Ur- 
produktion, wie  es  ja  kaum  des  Hinweises  bedarf,  dass  bis 
auf  verschwindende  Ansätze  der  Bergbau  fehlt.  Unbedeutend 
ist  auch  die  Forstwirtschaft,  der  nur  ein  geringer  Teil  des 
kulturfähigen  Bodens  gewidmet  wird. 

Die  landwirtschaftlich  benutzte  Fläche  besteht  zur  grösseren 
Hälfte  aus  AVeideland,  imr  42 'V„  (gegenüber  75  ^,  in  Deutsch- 
land) entfallen  auf  Aecker  und  Gärten.  Es  ist  das  fast  genau 
dasselbe  Zahlenverhältnis,  das  die  Katasteraufnahme  von  1833 
ero-eben  hatte.  In  den  sechziger  Jahren  dagegen  war  das 
A^H'liältnis  umgekehrt,  wie  die  folgende  Tabelle  zeigt: 


Weideland 
1833:       57,6%, 
1860:       45,2  „ 
1885:       56,9,, 
1898:       57,8,, 


Acker  und  Gartenland 
42,4  7o 
54,8  „ 

43.1  „ 

42.2  „ 


Die  diesen  Zahlen  zu  gründe  liegende  Thatsache  ist  die, 
dass  der  Körnerbau  zu  gunsten  der  Viehzucht  und  Milchwirt- 
schaft abgenommen  hat.  Sie  liefern  daher  keinen  Beweis  für 
die  Extensivierung  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  überhaupt. 
Wie  sogleich  gezeigt  werden  soll,  arbeiten  die  Molkereien  stark 
für  den  Export;  ihre  Produktion  ist  so  erheblich,  dass  man 
eine  bedeutende  Verwendung  von  Kapital,  wenn  nicht  auch 
von  Arbeitskräften  annehmen  muss. 

Im  übrigen  ist  die  Entwickelung  auch  nicht  in  allen 
Provinzen  dieselbe.  So  hat  z.  B.  (1898)  die  Provinz  Limburg 
78,1  7o  Ackerboden,  Friesland  dagegen  bloss  18,3  ^1, ;  Zeeland 
75,4,  Nordholland  bloss  21,2%.  Allein,  näher  hierauf  einzu- 
gehen, würde  die  uns  gestellte  Aufgabe  überschreiten.  Der 
relativ  grosse  Umfang  des  Pachtwesens,  den  man  auch  mit 
der  Handelspolitik  in  Verbindung  gebracht  hat,  erklärt  sich 
wohl  leichter  aus  der  Verteilung  des  Grundbesitzes  (Absen- 
tismus). '-) 

Die  Ausfuhr   vor  Agrarprodukten  ist  nicht  unbedeutend, 

wie  die  umstehende  Tabelle  zeigt. 
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.\ii>riilMs;il(t(>  in 
»'niir    l.S!)S  Million  (Jnldcu 

Butter  Oiussclilicsslicli  Kiiiisthiittcr) 1  S,5 

Flaclis \^2y\ 

rieisch  (Ilniiniiol-  uud  Solnveiiiofleisoli,  frisclior  S])erk)  1 2,0 

Genuisc  (friselio  niifl  gotrocknete) ;U,9 

lI:iuto  (aiisi;-oiiuTTinieii,  g-otro(*knoto) 7,8 

Käse l:j,7 

J{iil)oi, 1,7 

100,1) 

Loidor  lässf  ^w\\  «Fk^  dicseDi  Aiisfulivsaldo  von  100  Mil- 
lioiion  W.  gegoiiüberstohondc  (lOtreidooiiifulir  iiiclit  genau  or- 
miftolu.  l^ei  allen  Waren,  die  in  erheblielieni  Masse  (Jegen- 
stilnde  des  Transits  sind,  und  für  die  kein  Einf'ulirzoll  existiert 
—  Avas  beides  beim  Getreide  zutrifft  —  ist  die  liolländisclie 
Statistik  so  gut  Avie  wertlos,  weil  der  Transit  nielit  gehörig 
ermittelt  wird.  Die  zollfreien  Massenartikel  erscheinen  offen- 
bar aucdi  dami,  wenn  sie  transitieren,  häufig  als  „Einfuhr  zum 
Verbrauch"  oder  als  „Ausfuhr  aus  dem  freien  Yerkehr."  l>ei 
einzelnen  Artikeln,  die  entweder  der  Zollkontrcdle  unterliegen, 
oder  selten  durchgeführt  werdeu,  lässt  sich  der  Einfuhr-  oder 
Ausfuhrsaldo  allerdings  angeben;  mit  den  (lesamtzahlen  der 
Spezialhandelsstatistik  ist  dagegen  iiichts  anzufangen.  So  z.  B. 
betrug  die  Ausfuhr  Tlollands  „aus  dem  freien  Yerkehr"  (also 
ausschliesslich  des  Transits)  nach  I^reussen,  Hamburg  und 
Bremen  im  Jalire  1S98  nach  der  holländischen  Statistik  rund 
i:^S4  Millionen  Mark'').  Für  dasselbe  Jahr  1898  giebt  da- 
gegen die  deutsche  Statistik  die  deutsche  P^infuhr  aus  Holland, 
und  zwar  die  des  ganzen  Reiches,  mit  nur  184  Millionen  Mark 
an,  so  dass  eine  rechnerische  Differenz  von  1,2  Milliarden  Mark 
resultiert. 

Wäre  die  holländische  Zahl  richtig,  so  müsste  auf  einen 
sehr  starken  Export  von  Industrieprodnkten  von  Holland  nach 
Deutschland  geschlossen  werden,  allein  da  der  deutschen 
Statistik  viel  umfassendere  Zollkontrollen  zur  Seite  stehen,  darf 
man  dieser  das  grössere  Vertrauen  schenken. 

Bei  der  Statistik  des  Generalhandels  fällt  die  hauptsäcli- 
liche  Fehlerquelle  weg.     xVllein  diese  Zahleii  kommen  für  uns 
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kaum  in  lj(;tracht.  Sie  bestätigen  bloss  di(^  Ixd^amde  That- 
sache,  dass  die  Transportbewegung  seit  1850  gewaltig  zuge- 
nommen hat  und  zwar  offenbar  teilweise  im  Zusammenhang 
nnt  dem  industricdlen   Wachstum    d(M'    angr(Mizonden  deutschen 

Länder. 

Uebei'  die  Uedeulung  der  holländischen  Industrie  giebt  die 
Statistik  keinen  genügenden  \ufschluss.  Einen  gewissen  An- 
halt bieten  indess  die  Berufszählungen.  Die  letzte  Zählung, 
deren  Ergebnisse  veröffentlicht  sijid,  liegt  freilich  mehr  als  ein 
Jahrzehnt  zurück:  es  ist  die  vom  31.  Dezember  1889.  Die 
holländische  Statistik  unterscheidet  w^ie  die  deutsche  zwischen 
den  Berufsgru])peu  A.  Landwirtschaft,  B.  Industrie,  C.  Handel 
und  Verkehr.  Zur  zweiten  ist  ein  Teil  der  öffentlichen  Bau- 
arbeiten gezählt,  zur  dritten  das  Kredit-,  Bank-  und  Ver- 
sicherungswesen.      Es    entfallen    Jiun     in    runden    Zahlen    auf 

(iruppe : 

A  :)32  000  Erwerbsthätige 

J]   525  000 

C  2G9  00O 


Von  der  Gruppe  0  gehören  zum  Handel  im  engeren  Simi 
nicht  viel  über  1 30  000  Personen  (darunter  ungefähr  100  000 
männliche),  fast  genau  ebensoviele  zum  Verkehrswesen,  woIkm 
die  hierher  gehörigen  Staatsbeamten  (Post,  Telegraphie  u.  s.  w.) 
natürlich  mitgezählt  sind.  Der  Vergleich  zeigt,  dass  in  jeder 
der  beiden  ersten  Gruppen  etwa  zweimal  so  viel  Personen 
beschäftigt  sind  als  in  Gruppe  C. 

Um  einen  Massstab  für  die  Beurteilung  zu  gewinnen, 
ziehen  wir  zum  Vergleiche  die  Zahlen  der  deutschen  Berufs- 
statistik von  1895  heran.  Die  Form,  in  der  die  Ergebnisse 
der  holländischen  Zählung  veröffentlicht  sind,  lässt  vermuten, 
dass  das  deutsche  Zählungsverfahren  (von  1882)  vorbildlich  ge- 
wesen ist.  Ein,  wenn  auch  roher  Vergleich,  erscheint  demnach 
ausführbar.     Die  deutschen  Zahlen  für  1895  sind: 

Gruppe  Im  Hauptberufe 


Erw^erbsthätige 


A. 
B. 
C. 


8,29  Millionen 

8,28 

2,34 


n 
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In  ruudou  rrozeiitcii  der  novülkerung  uusgodrückt,  ist 
deiimacli  das  llesultat  das  folgende: 

Gruppe  Ilülland  Deutschland 

A.  12  7o  16  0/, 

B.  12 «;  16  % 

C.  6  7,  4  V,  V„ 

30  %  36  V,  7o 

Wir  finden  somit,  was  Holland  betrifft,  die  Thatsaclie  der 
relativ  geringeren  A^erweudung  von  Arbeitskräften  in  Land- 
wirtschaft und  Industrie  bestätigt.  Ergänzend  tritt  hinzu  die 
statistisch  zwar  nicht  sicher  zu  belegende,  aber  glaubhaft  ge- 
machte "'*)  Beobachtung,  dass  relativ  viel  holländisches  Kapital 
im  Auslande,  namentlich  in  ausländischen  Wertpapieren  ange- 
legt ist. 

lieber  die  Ausfuhr  gewerblicher  Produkte  giebt  die  nach- 
stehende Uebersicht  Auskunft. 

Jahr  1898  Ausfuhrsaldo    in 

Millionen  Gulden 

Bierhefe 3,1 

Chocolade 4,0 

Zigarren 4,7 

Glaswaren 3,9 

Kartoffelmehl 10,8 

Kerzen 8,0 

Kuchen  und  Eingemachtes 17,2 

Manufakturen  aller  Art 17,6 

Oel  (einige  Sorten) 5,6 

Spirituosen 4,4 

Stearin 1,1 

Zucker  (raffinierter) 46,6 

Steingut  (feines) 3,4 

zusammmen:    130,4 

Es  ergiebt  sich  also  bei  diesen  Exportartikeln  ein  Aus- 
fuhrsaldo von  130  Millionen  Gulden.  Zu  beachten  wäre  dann 
noch  der  Export  von  Fischen  im  Betrage  von  4,7  Millionen 
Gulden. 
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Einiges  Interesse  bietet  die  Betrachtung  der  Verhältnisse 
des  Schiffbaues,  zumal  es  sich  hier  um  eine  Industrie  handelt, 
die  auch  in  vielen  anderen  Staaten  mit  den  Mitteln  der 
Handelspolitik  nicht  geschützt  zu  werden  pflegt.  Die  Erfolge 
der  holländischen  Schiff bauindustrie  im  eigenen  Laude  sind 
auftauend  gering.  Inwieweit  das  Ausland  sich  der  holländischen 
Werften  bedient,  zeigt  die  Statistik  nicht,  doch  ist  kaum  an- 
zunehmen, dass,  abgesehen  von  FlussschifFen  und  Yachten, 
erhebliche  Aufträge  für  ausländische  Reedereien  ausgeführt 
werden.  Von  den  Seeschiffen,  die  in  den  Jahren  1897  bis  1899 
„unter  niederländische  Flagge   gebracht''  wurden,  sind  gebaut : 


Im  In  lande : 

Im  Auslande 

>  ■ 

A  n  /.  a  h  1 

Netto- 
Rauingehalt 

Regist.- 
ehm        Tonnen 

Durch- 
schnittliche 
Gr<»sse  in 
Re2  ister- 
Tonnen 
(rund) 

120 
1)00 

An- 
/.  a  Ii  1 

17 
41  > 

Netto- 
Haumgehalt 

Regist.- 
cbm.       Tonnen 

1 

) 

24000      8472 
220  aOOi  77  769 

Durch- 
schnittliche 
Grösse  in 
Keirisler- 

'lonneii 

(rund> 

Segel srhiffe    llö 
Dampfschifte  20 

:19000     13707 

ymx)   i.si)2] 

1Ö87 

Was  zunächst  die  Segelschiffe  betrifft,  so  zeigt  die  Tabelle, 
dass  die  durchschnittliche  Grösse  der  im  Inlandc  gebauten 
Fahrzeuge  sehr  gering  ist,  nämlich  gleich  (netto)  120  Register- 
tonnen, die  Tonne  zu  0,353  cbm  gerechnet.  '")  Zu  einem 
grossen  Teil  müssen  diese  Schiffe  mithin  aus  ganz  kleinen 
Fahrzeugen  (etwa  Fischerbooten,  Küstenfahrern)  bestehen.  Ein 
Vergleich  mit  den  aus  dem  Auslande  stammenden  Schiffen  ist 
hier  nicht  möglich. 

Bei  den  Seedanipfern  ist  ebenfalls  die  durchschnittliche 
Grösse  der  Inlandsbauten  geringer,  doch  erscheint  hier  ein 
näherer  Vergleich  ausführbar.  Legen  wir  für  die  üampfer 
einen  Neubauwert  von  300  Mark  pro  Netto- Registertonne"^)  zu- 
grunde, so  entfallen  im  ganzen  auf  das 


Inland  (18  921   Reg.-T.) 
5  676  300  Mark 


Ausland  (77  769  Reg.-T.) 
23  330  700  Mariv. 


Nim  sind  aber  von  dem  Preise  der  Auslandsbauten  Abzüge 
zu  machen,    weil    erstens    das  Ausland    im  nllgemeinen  billiger 
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baut,  '')  woil  zweiteus  die  im  Aiislainl(^  gebauten  Schiffe  durch- 
schuittlich  »»rösser  sind  uud  im  allgemeinen  mit  Avachsender 
Grösse  der  ßaupreis  relativ  abnimmt  und  endlich  wei^unter 
den  aus  dem  Auslande  stammenden  Dampfern  wahrscheinlich 
auch  ältere  gewesen  sind.  Ziehen  wir  in  Berücksichtigung 
jedes  dieser  Momente  5  7,,  im  ganzen  also  15"/,  ab,  so  ergeben 
sich  folgende  Zahlen: 

Inland  Ausland 

rund  5,7  rund  30 

Millionen  Mark  oder  im  Jahresdurchschnitt 
1,9  und  10 

Millionen  Mark.  Die  Zahlen  lauten  also  auch  so*  noch  zu  un- 
o-unsten  der  inländischen  Schiffbauindustrie.  Hier  sind  nun  die 
Aufträo'e  die  holländische  Schiffbauwerften  für  das  Ausland 
ausführen,  nicht  berücksichtigt,  aber  es  ist  kaum  anzunehmen, 
dass  sie  sich  auf  grössere  Seeschiffe,  namentlich  auf  Fracht- 
dampfer, erstreckt  haben.     (Vgl.  Anmerkg.  77.) 

Die  Resultate  der  Seeschiffahrtsstatistik  lauten  ebenfalls 
nicht  sehr  «"ünstig.  Die  Zahlen  verschieben  sich  zu  gunsten 
der  grösseren  Beteiligung  des  Auslandes  am  Seeschiffahrtsver- 
kehr in  den  holländischen  Häfen.  Nach  dem  Tonnenraum  der 
an"-ekommenen  Seeschiffe  beträgt  der  Anteil  der  holländischen 

Flagge : 

1850  :  41,5  % 

1860  :  41,1  „ 

1870  :  28,6  „ 

1890  :  28,7  „ 

1899  :  24,9  „ 

Dagegen    haben    allerdings    die    Reisen    holländischer    Schifte 
zwischen  fremden  Häfen  zugenommen. 
Es  werden  z.  B.  verzeichnet: 

1883    :    1595  Reisen 
1898    :    3017        „ 

doch  sind  dies  keine  sehr  erheblichen  Zahlen.  Die 
holländische  Handelsmarine  besitzt  heute  nur  noch  unter- 
geordnete Bedeutung.  Nach  der  „Leistungsfähigkeit" J  kommt 
ßie   unter   den  Flotten   der  Kulturstaaten   an   elfter  Stelle  mit 


i 


1,7" 
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;lcr  Leistungsfähigkeit  drr  \Veithamlelslh)tte  (England 
U,!),' Deutschland  8,3,  Japan  2  7«  -  /Mhlrii  fiir  189<S  !)9). -| 
Li  Ikzug  auf  den  Handel  mit  Ostindien  ist  oben  schon 
gezeigt  worden,  dass  der  Markt  für  den  Absatz  der  Kolonial- 
produkte im  allgemeinen  dem  Muttevlande  erhalten  geblieben 
ist.  Ob  die  Aufhebung  der  Differentialzölle  auf  die  Ausfuhr 
Plollands  nach  den  Kolouieen  ungünstig  gewirkt  hat,  lässt  sich 
aus  der  amtlichen  Statistik  nicht  entscheiden.  Eine  wesentliche 
Fehlerquelle  rührt  von  der  Oleichberechtigung  zahlreicher 
Ausfuhrartikel  des  Zollvereins  seit  18r)l  her.'"')  Auch  die 
neueste  Statistik  giebt  keinen  genauen  Anhalt,  wie  aus  der 
folgenden  Tabelle  hervorgeht,  in  der  ein  erheblicher  Anteil 
Hollands  bei  Waren  angegeben  wird,  die,  wie  Eisen  und 
Stahl,  Wein,  dort  gar  nicht  produziert  werden.  Vermutlich 
kommt  auch  bei  den  anderen  Artikeln  manches  noch  auf 
Rechnung  des  Zwischenhandels. 


Einfuhr  Indiens  überhaupt     Davon  aus 

in  Millionen  Oulden:  Holland: 

.    .    .    .    1,:-^ 48  7, 

.     .     .     .     LO 02  „ 

.     ...     7,5 71 

.     ...     4,1 25 

.     .     .     .     4,9 ^^5 


Bier 


Oigarren  . 


Eisen  und  Stahl 

Garne 

Kurzwaren        

Manufakturen : 

baumwollene B7,H 4/ 

wollene l/> ^^* 

seidene 1,^> '-^^ 


»1 


Maschinen 5,1 

Nahrungsmittel 19,0 

Porzellan 2,2 

Spirituosen 2,2 

Wachs 2,0 

Wein l,'^ 


6() 
is 
56 
55 

28 
4S 


7> 
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Wie  oben  erwähnt,  spricht  die  holländische  Litteratur  von 
ausgedehnter  Arbeitslosigkeit  und  Armut  im  eigenen  Lande. 
Die  Thatsache,  dass  Arbeitslosigkeit  vorliegt,  wird  durch  die 
Statistik  bestätigt,  über  den  Grad  aber  lässt  sich  genaues  nicht 
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ermitteln.      Man    hat  Werkstätten    für    die    Beschäftig UDg    von 
Arbeitslosen    eingerichtet;    die    Siunnie    der    so    Beschäftigten 

beUef  sich  auf: 

1896  :  18  370  Personen 

181)7  :  21  261) 

1898  :  18  021)    ,, 

Doch  sind  diese  Angaben  nicht  spezitiziert. 

Eingehender  ist  die  Statistik  des  Unterstützungswesens. 
Aus  ihr  lässt  sich  zunächst  feststellen,  dass  die  Zald  der  Unter- 
stützungsbedürftigen seit  1870  im  A^erhältiiis  zur  (Jesnmt- 
bevölkerung  merkbar  abgenommen  hat. 

Es  wurden  gezählt: 

I  Prozent  der  Prozent  der 

Unterstützte  '  Bevölkerung   ^^7^"  ^^^"^^*"^^   Bevölkerung 

Unterstützte  (rund) 

103457       3", 


1870:   233  500 
1897:   231885 


(rund) 

4^6%  101765  2"„ 

Yon  den  im  Jahre  1897  unterstützten  Personen  sind  etwa 
150000  als  „Haushaltungsvorstände**  bezeichnet,  doch  entfallen 
von  diesen  91000  auf  die  nur  zeitweilig  Unterstützten.  Die 
obigen  Zahlen  bedürfen  jedenfalls  einer  Kektifizierung,  weil  die 
Angehörigen  dieser  „Haushaltungsvorstände*'  nicht  mitgezählt 
sind.  Die  amtliche  Statistik  bietet  keinen  Anhalt  für  die  Be- 
rechnung, wohl  aber  finden  sich  Angaben  in  den  Publikationen 
über  die  Armenpflege  det  grossen  Städte.  So  z.  B.  kamen 
(1891)  im  Bereich  der  Diakonie  der  evangelisch-lutherischen 
Gemeinde  in  Amsterdam  auf  100  erwachsene  Unterstützte  nur 
etwa  52  Kinder;  30 <^/,  aller  Unterstützungen  entfielen  auf 
„Witwen  mit  Kmdern."  ^')  Ueber  Rotterdam  wird  in  Bezug 
auf  eine  Anzahl  dauernd  Unterstützter  gesagt:  „Die  Anzahl 
der  irgendwie  grossen  Familien  (von  mehr  als  3  Personen)  ist 
wahrscheinlich  sehr  gering/  '')  Die  von  E.  Regout  und  anderen 
angeführten  Berechnungen  (s.  o.  S.  44),  die  auf  die  Annahme  einer 
grösseren  Durchschnittszahl  von  Angehörigen  gegründet]  sind, 
müssen  daher  wohl  als  übertrieben  angesehen  werden.  Uebrigens 
ist  grosse  Armut  in  Holland  keine  neue  Erscheinung.  Am 
Anfange  des  19.  Jahrhunderts  war  —  freilich  in  einer  Zeit 
politischer  Unterdrückung  und  wirtschaftlichen  Niederganges 
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der  Notstand  geradezu  erschreckend.  Nach  B.  G.  Niebuhr*s 
Schilderungen  '')  lebte  in  den  grossen  Städten  etwa  die  eine 
Hälfte  der  Bevölkerung  von  den  Almosen  der  anderen. 

Wenn  die  Zahl  der  Armen  innerhalb  der  letzten  dreissig 
Jahre  gesunken  ist,  so  ist  umgekehrt  das  in  den  öffentlichen 
und  privaten  Sparkassen  untergebrachte  Volksvermögen  stark 
gestiegen.  Es  existieren  gegenwärtig  in  Holland  die  „Reichs- 
postsparbank« mit  etwa  1300  Annahmestellen,  ferner  ungefähr 
300  „Privatsparbanken«  und  schliesslich  „Sparkassen«,  deren 
Zweck  darin  besteht,  Ersparnisse  für  den  Winter  aus  den  Er- 
trägen der  Sommerarbeit  entgegen  zu  nehmen.  Diese  ^Spar- 
kassen«, deren  geringe  Zahl  noch  im  Abnehmen  begriffen  ist, 
sind  hier  nicht  berücksichtigt.  Gehen  wir  nun  auf  das  Jahr 
1860  zurück,  so  finden  wir,  dass  damals  136  Sparbanken  (der 
zweiten  Kategorie)  bestanden.  Der  Einlagesaldo  am  Ende  des 
Jahres  betrug  5,5  Millionen  fl.,  die  Zahl  der  Couten  543  74 
oder  16  auf  1000  Einwohner,  das  Guthaben  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung 1,66  fl.  Stellt  mau  diese  Zahlen  mit  denen  des 
Jahres  1897  zusammen,  so  ergiebt  sich  folgendes: 

Saldo   der  Einlagen       Zahl  der  Conten       Guthaben  pro 

im  ganzen    pro  1000       ^^^P^  ^^^ 
Einwohner    Bevölkerung 


am  Jahresschluss  in   ; 
Millionen  fl. 

1860:  5,5 

1897:  138,7 


54  374 

988  918 


16 

197 


1,66 
27,94. 


Wenn  aus  diesen  Zahlen  ein  Schluss  auf  die  Veränderung 
des  Wohlstandes  der  unteren  Klassen  gezogen  werden  darf, 
so  kann  der  Schluss  nur  ein  günstiger  sein. 

Ein  in  der  Littcratur  häufig  wiederkehrender  Vorwurf  ist 
gegen  das  Steuersystem  gerichtet.  Nun  hat  man  in  neuerer 
Zeit  wichtige  Reformen  vorgenommen,  insbesondere  ältere 
Steuern  durch  Einführung  der  Vermögenssteuer  (1893)  und 
einer  partiellen  Einkommensteuer  (1894)  entbehrlich  gemacht. '') 
Die  Kritik  ist  daher  teilweise  gegenstandslos  geworden.  Wir 
wollen  hier  nur  kurz  die  gegenwärtige  Verteilung  der  Steuer- 
lasten betracliten.  Daliei  wird  vom  Steucrweseu  der  Konirnunal- 
verbände  (Provinzen  und  Gonieindeu)  abgesehen,  da  als  besonders 
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flrückend    für  die   initereQ  Khisseu    der  Bevülkermig    liüchstejis 
einige  Staatssteuorn  gelten  können. 

Die  Einnahmen    des    Staates    waren    im    Jahre  1898    die 


folgenden  : 


Abgerundeter  [)r(>- 
iMillionen  H.  /eutualer  Auteil  an 
der  Uesamteinuahme 


Direkte  Steuern o3,(> 

Accisen 'it),*) 

Zölle 8,S 

Indirekte  Steueru       ....      n>,H 
Einnahmen  aus  Staatsbetrieben  ete.  1  (>,(> 


2li "/. 

.1^ 


16"; 
l'VV., 


zusammen    124,9  .     .     .    KM)"/,, 

Als  direkte  Steuern  gelten  nach  der  holländischen  aml- 
lichen  Terminologie  die  Grundsteuer,  die  Vermögens-  und  Ein- 
kommensteuer und  ein  Komplex  von  Aufwandsteuern,  als 
indirekte  die  Erbschaftsteiier  und  eine  Reihe  von  verkehrs- 
steuerartigen  Abgaben  und  Gebühren. 

Für  uns  kommen  nur  die  Accisen  in  Betracht ;  es  verteilte 
sich  deren  Gesamtsnmme  von  46,9  Millionen  Gulden  im  Jahre 
1898  wie  folgt: 

Zucker 12,7  Mill.  Ü. 

Wein 1,8 

Spirituosen 26,1 

Salz 1,5 

Bier  und  Essig 1,4 

Schlachtsteuer 3,4 

Der  Wein  und  die  Sjnrituosen  müssen  ausser  acht  bleiben; 
jener  ist  in  Holland  Gegenstand  des  Luxuskonsums,  die  hohe 
Belastung  dieser  dagegen  durchaus  zweckmässig.  Es  bleiben 
uns  also  folgende  Posten : 

Zucker 12,7  Millionen  H. 

Salz 1,5  „         „ 

Bier  und  Essig 1,4  „         „ 

Schlachtsteuer -5,4 


» 

» 

» 

v 

» 

n 

V 

1^ 

» 

» 

V 


zusammen   19,0 


4. 
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oder  3,67  ti.  pro  Kopf  der  Bevölkerung.     Näheres   in   der  fol- 
genden Tabelle,     (s.  nächste  Seite.) 

Die  Tabelle  zeigt  bei  den  Accisen  eine  Zunahme  von 
3  ü.  pro  Kopf  der  Bevölkerimg,  obwohl  seit  1850  verschiedene 
früher  accisepflichtige  Gegenstände  ausgeschaltet  worden  sind. 
Die  Zunahme  beruht  so  gut  wie  ausschliesslich  auf  Erhöhungen 
in  der  Zucker-  und  Spirituosensteuer.  Der  Betrag  der  letzteren 
ist  allein  fast  so  gross  wie  der  der  Zölle  und  der  „sonstigen 
indirekten  Steuern"  zusammen  genommen. 

Zu  der  oben  festgestellten  Belastung  von  3,67  fl.  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  wären  noch  hinzuzurechnen  die  Zölle  auf 

Petroleum 881000  fl.  (1898) 

Theo 808  000    „ 

Fleisch 165  000    „ 

und  etwa  noch  der  Tabakzoll        162  000    „ 

2  016  000  fl. 

oder  rund  40  cts.  pro  Kopf  der  Bevölkerung.  Dies  zu  der 
obigen  Durchschnittszahl  addiert,  ergiebt  4,07  fl.  oder  ungefähr 
6,90  Mark  pro  Kopf.  Obwohl  nun  die  hier  getroffene  Auswahl 
besteuerter  Konsumartikel  vielleicht  nicht  ganz  genau  auf  die 
Lebensgewohnheiten  des  ärmeren  Teiles  der  Bevölkerung  passt, 
muss  doch  eine  recht  erhebliche  Belastung  durch  indirekte 
Steuern  angenommen  werden.  Immerhin  erscheint  gegen  früher 
manches  gebessert. 

Die  oben  angeführten  Thatsachen  imd  Zahlen  beziehen 
sich  grösstenteils  auf  diejenigen  Punkte,  die  in  der  hollän- 
dischcn  Streitschriftenlitteratur  als  besonders  typisch  für  die 
wirtschaftliche  Struktur  des  Landes  hingestellt  werden.  Ich 
erhebe  natürlich  nicht  den  Ansi)ruch,  alles  gesagt  zu  haben, 
was  sich  über  die  Wirkung  der  Handelspolitik  eines  halben 
Jahrhunderts  eventuell  anführen  liesse.  Es  scheint  mir  in- 
dessen unmöglich,  hierüber  ein  si(dieres  Urteil  zu  gewinnen, 
solange  die  Handelsstatistik  nicht  zuverlässigere  Ergebnisse 
liefert  und  über  die  Entwickelung  und  heutige  Bedeutung  des 
Spezialhandels  nur  ganz  vage  Schlüsse  zulässt. 
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Anbaus  II. 


Anmerkungen. 

*)  Littoratur.     Neben  den  bereits  genannten  Quellen : 

V.   Ouwerkerk     de    Vries:    Verhandeling    over    den    nederlandschen 
Koophandel,  Haarlem  1827. 

Geyers    Deynoot:    Nonnulla   de    mercatura    in  patria  nostra  ab  anno 
1813—1830,  Leiden  1839. 

E.  W.  de  Rooi.j:  Geschiedenis  van  den  nederlandschen  Handel,  Amster- 
dam 1856. 

M.  Vas  Dias:  De  nederlandsche  scheepvaartwetgeving,   2  Bde.     Rotter- 
dam 1851/52. 

Georg   S  c  h  i  r  g  e  s :    Der  Rheinstrom,   Mainz  1857. 

J.  J.  de  Lange:   Proeve  eener  handelsgeschiedenis  van  Nederland  over 
de  jaren  1830—1870,  Rotterdam  1874. 

A.  Beer:    Geschichte    des    Welthandels    im    neunzehnten   Jahrhundert, 
Bd.  II  Wien  1884,  S.  293-318. 

■^)  Wiedereinführung  des  ,,Plakats"  vom  31.  7.  1725,  das  den  Handels- 
verkehr wenig  belästigte. 

^)  Die  Staatsschuld  war  im  Zeitalter  der  Revolution  ungeheuer  ge- 
wachsen. Seit  der  Einverleibung  Hollands  in  Frankreich  (1810)  wurden 
die  Zinsen  nur  noch  zu  einem  Drittel  ausbezahlt.  Nach  der  Wieder- 
herstellung der  Souveränetät,  Ende  1813,  schritt  man  sofort  zur  Teilung 
der  Staatsschuld  in  eine  „wirkliche''  (werkelijke)  und  eine  „ausstehende" 
(uitgestelde),  d.  h.  unveizinsliche;  jene  betrug  *  .;,  diese  7;:  ^^^  ^^" 
samtsumme.  Durch  jähiliche  Auslosungen  sollte  die  allmähliche  Um- 
wandlung der  unverzinslichen  Schuld  in  eine  verzinsliche  (wirkliche) 
bewerkstelligt  werden.  Dieses  Verfahren,  das  übrigens  nie  völlig  zur 
Durchführung  kam,  legte  den  Staatstinanzen  recht  drückende  Lasten  auf. 
Im  übrigen  erklären  sich  die  finanziellen  Schwierigkeit«»!!  aus  der  wirt- 
si'haftlich  ungünstigen  Lage  des  gesamten  Volkes  a!U  Schlüsse  einer 
langen  Kriejis/eit. 


■-■ö' 


*)  Vgl.  ,v.  Ouwerkerk  a.  a.  0.  S.  J12  lt. 


—     58     — 

'•)  W  a  n  j  o  n    a.  a.  0.  S.  35. 

«)  Näheres  bei  M.  V  a  s   Dias   a.  a.  U.  1,  S.  201) -245. 

Die  Vertragsstaaten  waren  Mexiko,  Columbien,  die  Rheinuferstaaten, 
Treussen,  England,  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika,  Texas, 
Frankreich,  die  Türkei,  Sardinien,  Belgien  (dreimal),  Griechenland, 
Uussland,  Schweden  und  Norwegen  und  die  beiden  Sicilicn, 

')    De   Bruyne    a.  a.  0.  I.   S.  208. 

^)  Zucker,  Melasse  und  Thee  ausgenommen. 

")  Nach  Elstcrs  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  1.  S.  iS48. 

'")  Die  Zölle  betrugen  nämlich  in  Gulden  pro  Last  nach  den  Gesetzen 

von  1822      von  1847 


für  Weizen 

für  Roggen .       .       .       . 

die  Zollnachlässe  für  die  Einfuhr  auf  niederländi- 
schen und  gleichgestellten  Schilfen 
pro    Last     —     K)    Zuschussprozent    für     die 
A  mortisationskasse. 

lliernacii  berechnen  sich  die  Zölle : 

auf  Weizen .       .       . 

auf  Koggen       

Gulden  pro  Last. 

")  Näheres  bei  G.  Schirges  a.  a,  0.  . 


7,50 
5 


10»/ 


'0 


8 
6 

2fl. 


0,75 
•1,50 


<i,78 
4,52 


'-;  Die  neuen  Durchfuhrzölle  betrugen  in  der  Regel  5  cts  pro 
Ztr.  i:i  t»i>centen  (Zuschussprozenten).  Das  droit  fixe  ermässigte  sich 
nun  auf  den  Betrag  der  Durchfuhrzölle,  während  das  Octroi  teils  auf 
die  Hälfte  reduziert  wurde,  teils  überhaupt  wegfiel. 

Holland  durfte   erheben    zu    Berg   droit   fixe  26,5  cts,  Octroi  28  cts,  zu- 
sammen 54,5  cts  pro  ]0(J  Kgr. 

Es    erhob    aber    seit    1845    Transit    11,3    cts,    Octroi    14    cts,    zusammen 
25,3  cts  pro  UX)  Kgr. 

Holland    durfte   erheben   zu   Thal  droit   tixe    18   cts,    Octroi    lU  cts,    zu- 
sammen 37  cts  pro  100  Kgr. 

Es    erhob    aber    seit  1845  Transit  11,3  cts,  Octroi   -,  zusammen  11,3  cts 
pro  100  Kgr. 
(Vgl.  Schirges   a.  a.  0.  S.  210.) 

'•)  Zum  Folgenden  vgl.  Wan.jon  a.  a.  0.  S.  88  tf.  und  Joan 
Müller.  De  Nederlandsche  Handelmaatschappij  getoetst  aan  het  belang 
der  natie.     Amsterdam  1848. 

'*)  Die  Vorziiglichkeit  der  englischen  Verwaltung  wird  von  den 
Holländern  heute  noch  gepriesen,  vgl.  z.  B.  bei  Wanjon  S.  4»)  und 
J.  A.  De  Bruyne:  Vaterlandsche  geschiedenis.   Schiedam  1894,  III,  S.  33. 


i^ 
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")  So  z.  15.  wurde  der  Verkehr  ansläiidiM'lier  Schilfe  auf  einige 
wenige  Häfen  beschränkt;  freilich  gescliah  dies  in  der  Hauptsache  aus 
zolltechnischen  Gründen. 


"';  Vgl.  .1.  J.  de   Lange    a.  a.  ().  S. 


■  >  I 


17 


')  a.  a.  0.  S.  243:  „Die  Argumente,  welcho  der  Finanzminister 
van  Bosse  zur  Motivierung  des  Gesetzes  anführte,  waren  denn  auch  im 
wesentlichen  Opportunitätsgründe."  In  Wahrheit  waren  die  Gründe 
wesentlich  theoretischer,  prinzipieller  Natur.  „Versteht  man  unter  einem 
Freetrader  den  Mann,  der  aus  inniger  Ueberzeugung  glaubt, 
dass  jeder  Schutz  an  u n  d  f  ü r  s i  c h  ein  U  e b  e  1  ist,  wenn  auch 
noch  ein  notwendiges  Uebel ;  den  Mann,  der  dann  zugleich  behauptet, 
dass  man  bei  jeder  Gelegenheit,  bei  der  es  mit  Rücksicht  auf  die  Industrie 
möglich  ist,  solchen  Schutz  im  wohlverstandenen  Interesse 
des    Landes,    der     Industrie     und    des     Handels     abschatten 

muss ja  dann  erkläre  ich  gerne,  dass  ich  ein  freetrader  bin.'' 

(van  Bosse  vor  der  II.  Kammer  3.  Juli  1850.) 

'^)  Vgl.  die  vorige  Anmerkung.  Der  Abgeordnete  van  Hall,  der 
als  Minister  das  Tarifgesetz  von  1845  zustande  gebracht  hatte,  gehörte 
zu  den  eifrigsten  Gegnern  der  Reform. 

^"*)  De  Bruyne  Geschiedenis  van  Nederland  in  onzen  tijd  I.  S.  213 
erklärt,  das  bisherige  Schutzsystem  sei  ..völlig  illusorisch"  gewesen  wegen 
der  vielen  Ausnahmen  ;    diese  Behauptung  ist  aber  stark  übertrieben. 

'^)  Die  übrigen  Aenderungen  betrafen  diejenigen  Gegenstände,  für 
deren  Einfuhr  auf  niederländischen  und  gleichgestellten  Schiiten  bisher 
ein  l»esonderer  Zollnachlass,  d.  h.  ein  solcher  von  mehr  als  10", ^  geAvährt 
worden  war.  Da  in  diesen  Fällen  die  Ermässigung  in  der  Regel  50\ 
betrug,  hätte  der  Wegfall  aller  Sonderbegünstigungen  zahlreiche  Einfuhr- 
zölle auf  das  doppelte  erhöht.  Um  dies  zu  verliindern,  behielt  man  nun 
die  ermässigten  Sätze  allgemein  bei.  Der  gewöhnliche  Zollnachlass  vor. 
107o  wurde  dagegen  aufgehoben,  so  dass  bei  den  nicht  besonders  be- 
günstigten Gegenständen  thatsächlich  eine  P^rhöhung  des  Zolles  erfolgte. 
Man  l)erechnete  diese  Erhöhung  im  ganzen  für  ein  Jahr  auf  rund 
174  000  Gulden. 

'')  Dies  ist  so  zu  verstehen,  dass  der  Tarif  A  der  Rheinschitlahrts- 
convention  vom  31.  III.  1831,  der  die  Höhe  des  droit  tixe  regelte, 
zwar  nicht  für  autgehoben  erklärt  wurde,  dass  aber  oltenbar  trotzdem  die 
Erhebung  einer  Gebidir  auf  dem  Lek  und  der  Waal  in  der  Regel  unter- 
blieb, weil  man  seit  1845  an  Stelle  des  droit  tixe  den  gewöhnlichen 
Transitzoll  erhoben  hatte,  dieser  aber  nunmehr  abgesdiafft  war. 

22)  Erlass  des  Finanzministers  vom  28.  Vlll.   1850  No.  S. 

■-"')  Handelsarchiv  1851   IL  Bd.  2.  Teil  S.  1  tf. 

'*)  a.  a.  0.  S.  210. 

'''')    De  Bruyne   a.  a.  0.  I.  S.  228/211. 
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'^O  Rooy  a.  a.  0.  8.  D20. 

-^  Hierzu  und  zum   folgenden    vgl.  de   Lange   a.  a.  0.  S.  53  ft. 

-«)  a.  a.  0.  S.  241. 

-^)  Zimmermann:  Geschichte  der  preussisch -deutschen  Handels- 
politik 1892  S.  265. 

*®)  Wie  die  Meistbegünstigung  im  Handel  mit  Indien,  den  that- 
sächlich  die  Handel maatschappij    monopolisierte. 

*')  Z  i  m  m  e  r  m  a  n  n    a.  a.  0.  S.  267  Anm.  ;j. 

'')  Ebenda  S.  222,  267  f. 

")  Vgl.  die  Note  vom  April  1846,  abgedruckt  bei  Zimmermann 

S.  587  f. 

")  W.  Weber:    Der  deutsche  Zollverein  1871  S.  271. 

")  Die  Schiffahrtszölle  auf  der  Maas  waren,  nachdem  Belgien  seine 
Zustimmung  ausgesjirochen  hatte,  durch  das  Gesetz  vom  2.  IX.  1851  auf- 
gehoben worden. 

^*)  Nach  Schirges  a.  a.  0.  S.  315  bezifferten  sich  die  Ausgaben 
für  Leini)fad-  und  Stromarbeiten  in  den  ersten  Jahren  wie  folgt: 

Jahr:         H  o  1 1  a  n  d  a  1 1  c  i  n  :        ^>?'^k»'eich,  Baden,  Bayern,  Hessen, 

JNassau  und  rreussen  zusammen  : 


185Ö 
ia5I 
1852 
1853 
1854 
1855 


frcs.  231700 
„  469620 
,,  906005 
„  1028216 
„  1240194 
2129545 


» 


frcs.  2883528 
„  3017997 
„  3877868 
„  3134950 
„  2708688 
„    260739J 


Ob  das  starke  Steigen  der  holländiNchen  Ausgaben  von  1852  ab  mit 
der  vortraglich  übernommenen  Verpfiicbtung  in  ursächlichem  Zusammen- 
hang steht,  vermögen  wir  nicht  nachzuweisen ;  es  ist  indessen  wahrscheinlich. 

'•)  a.  a.  0.  S.  272. 

*')  Artikel  I  des  Gesetzes  in  der  deutschen  Uebersetzung  des 
Handelsarchivs  1854  II. 

^^)  Die  Tonnengelder,  deren  Erliebung  vom  1.  1.  1856  ab  eingestellt 
wurde,  (Gesetz  vom  11.  VII.   1855)  hatten  folgende  Einnahmen  geliefert . 

1850:     H.   459762  18;53:     i\.  484380 

1851:     ri.  486875  1854:     H.  510901 

1852:     i\.  56031S  1855:     H.  598427 

(Schi  rges  a.  a.  O.  S.  210.) 

■^''j  Das  Keglementieruugssystem  führte  zu  einer  Monopolisierung 
der  verschiecb'nen  Zweige  der  Häringstischerei.  18.")()  ziihlte  man  noch 
drei  von  eijjaiuirr  getrennt«'  Monopolion  : 

J.    Das  der  l'isclier,  den  Häring  zu  fangen  und  einzusalzen; 


>  ^^ 


; 
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2.  Das  der  Vereeniging  van  de  haringsjagerij,  die  Fisclie  zu  Anfang 
der  Saison  aus  den  Fischerfahrzeugen  aiil'  hoher  See  zu  übor- 
nehmen  und  an  Land  zu  befordern  ; 

3.  Das  der  Vereeniging  van  de  zontharingvisscherijen  für  den 
A'erkauf,  wobei  die  Festsetzung  der  Mengen  und  des  l'reises 
Sache  dieser  Vereeniging  war. 

Die  Reform  begann  mit  einer  allmählichen  Verminderung  der  Prä- 
mienauszahlungen,  die  vorher  noch  2()00(X)  Gulden  jähilich  betragen  hatten. 
1854  wurden  Sachverständige  mit  dem  Studium  der  Angelegenheit  be- 
auftragt und  auf  deren  Bericht  liin  1856  die  rrämien,  sowie  1857  die 
Monopolien  und  Beschränkungen  gänzlich  abgeschafft.  Das  (iesetz  vom 
13.  6.  1857  erklärt:  „Es  wird  einem  Jeden  völlige  Freiheit  gelassen,  die 
verschiedenen  Zweige  der  Seefischerei  nach  eigenem  Gutdünken  zu  be- 
treiben." (Vgl.  De  Bruyne  a.  a.  0.  111.  S.  513  ff',  und  die  einschlägigen 
Verordnungen  und  Gesetze.)  Noch  in  demselben  Jahre  wurden  die 
(differentiellen)  Ein-  und  AusgangsabgaVen  auf  Fische  zum  grössten  Teile 
abgeschafft;  völlig  beseitigt  sind  sie  erst  durch  das  Gesetz  vom  23.  12. 1859. 

*')  Erklärung  des  Finanzministers  van  Bosse  in  der  Fürsten  Kammer 
der  General  Staaten  am  12.  5.  1859. 

■**)  Es  handelte  sich  hier  um  die  Accisen  (accijnsen)  Verbraucli- 
steuern,  die  zum  Teil  dem  Staate,  zum  Teil  den  Gemeinden  überwiesen 
waren.  Man  unterschied  hiernach  zwischen  staatlichen  Accisen  (rijks- 
accijnsen)  und  kommunalen  (plaatselijke  accijnsen  oder  Oktroi).  Der 
Staat  erhob  die  Accise  von  Wein,  Branntwein,  Salz,  Seife,  Zucker, 
Schlachtvieh,  Bier,  Essig,  Steinkohlen  und  Torf.  Das  Oktroi  traf  nur 
wenige  dieser  Gegenstände,  insbesondere  Wein  und  Branntwein  ;  ersterer 
war  insgesamt  (von  Staat  und  Gemeinden)  mit  2(>  •  12  =  32,  letztere  mit 
35      13,30  —  48,30  H.  pro  Fass  (100  1)  belastet. 

■*•')  Die  Steuer  wurde  im  Jahre  1864  aufgeh()l)en. 

**)  Russland,  Frankreich,  Belgien,  Spanien  und  Portugal  ausgenommen. 

*^)  Die  Gebühr  wurde  schliesslich  auf  27o  festgesetzt  und  durcl« 
(iesetz  vom  28.  5.   1S69  aufgehoben,  später  jedoch  wieder  eingeführt. 

*^)  Unter  den  mit  Wertzöllen  belasteten  Artikeln  befanden  sich  in- 
dessen nur  7,  die  dies  nicht  schon  bisher  gewesen  waren,  nämlich  Stein- 
gut, wollene  und  Kattungarne,  verschiedene  Glaswaren ,  Hüte ,  Häute, 
Zinn  waren  und  wenige  Manufakturen. 

*^)  Nach  dem  Gesetze  vom  19.  6.  1845  war  es  der  Regierung  über- 
lassen, im  Verordnungswege  Tarifänderungen  vorzunehmen,  die  Giltigkeit 
behielten,  wenn  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  die  gesetzliche  Be- 
stätigung nachgesucht  und  erteilt  wurde.  Der  bisherige  Gebührentarif 
für  Getreide,  der  die  äusserst  geringe  Eingangsabgabe  von  10  cts.  pro 
30  hl  festsetzte,  beruhte  auf  dem  königlichen  Erlasse  vom  27.  9.  1854 
Zweimal  prolongiert,  blieb  dieser  Erlass  bis  zum  31.  12.  1857  in  Gültig- 
keit ;  später  bedurfte  es  einer  Erneuerung  nielit  mehr,  da  das  Gesetz  vom 
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Ifi.    r_*.    I.Sr»7    dir    l-ortTrholuini;    .-illrr    'Äi\\\v    ii.uli    dcui    SImihN«    von    isf)? 
vorsrlirioh. 

•^)  Ein  von  dci-  It<\i»i<'run,u-  im  Jalu-e  ISÖS  untonioininouor  Vorsncli, 
f'inc  wcitoro  Anzalil  ostindisclior  Häfoii  d<Mn  Tfjnidel  iiiiter  cfloiclien  l\o- 
diiigungon  für  alle  Nntioncn  zu  ött'non,  schlug  völlig  fehl.  Die  Goncral- 
stnaton  sotztrii  die  wiederholte  Ahiinderunii  dieser  Verfiiü:nn,ii  durch  und 
erreichten  >chliesslich  noch  r<M'htzeiti.i'',  dass  von  den  urspiünglich  in 
Aussicht  genommenen  neunzehn  Häfen  nur  sechs  für  den  europäischen 
Handel  geiJti'net  und  in  diesen  die  Zollnachlässe  für  niederländische 
Provenienzen  genau  so  gewährt  >vnrden,  wie  in  den  iibriuen.  Vergl.  Ver- 
fügungen vom  :!1.  :>.  ISnS,  23.  :5.  1S51)  und  24.  S.  1809. 

*^)  Es  ist  indes  daran  zu  erinnern,  dass  diese  Vergünstigung  auch 
für  die  in  dem  Vertrage  von  18") l  s])eziell  genannten  Ausfuhren  des 
Zollvereins  galt. 

*'*)  Diese  hetrugen  nun  hei  der   Ausfnhr 

nach  Holland     nach  anderen  Ländern 
für  Häute     'm\  vnl 2"'. 


•  >  0 
-      0 


i1 


Kaff 


ee 


?j 


i> 


„     Zucker    .,     „ 


t)  0/ 


() 


<  0 
.    If)   Cts. 

.     1  H. 
.     5  ti. 


„  Vogelnester  ad  val ^>"/o     •  •  • 

„  Indigo  pro     Kg 10  cts.  .  .  , 

„  Tabak    „100,,       1  ti.    .  .  . 

,,  Zinn       „  lOT),,       .....  3,5011.  ,  .  . 

'*')  Ausser  dem  Vertrag  vom  2;").  7.  1840  bestand  noch  eine  am 
14.  12.  IHöT  abgeschlossene  Zusatzkouvention,  die  den  holländischen  Ein- 
fuhrzoll auf  französische  Seiden-  und  Kurzwaren  auf  ö^/q  ermässigte 
und  die  Gleichstellung  der  französischen  Flagge  hinsichtlich  der  Schitt- 
fahrtsabgaben  garantierte.    Holland  gewann  durch  dieses  Abkommen  nichts. 

**)  Dies  war  der  Betrag  der  bisherigen  staatlichen  Accise  auf  Wein, 
ohne  den  Kommunalzuschlag  (vgl.  Anmerkung  34):  ein  Einfuhrzoll  auf 
Wein  in  Fässern  wurde  nicht  erhoben. 

^"J  Tarif  der  Ausfuhrzölle : 

Häute  ad  val •  -Vo 

Vogelnester  ad  val <3°o 

Indigo  pro  Kgr 10  cts. 


Tabak 
Kaffee 


5) 


Zinn 


» 


)) 


100  Kjir 1  ff. 

100 


100 


» 


>j 


1  ff. 

3,50  ff. 

Zucker  „     1(X)    „ l')  cts. 

Der  Ausfuhrzoll  auf  Zucker  ist  durch  das  Gesetz  vom  1.  2.  1898  aufge- 
hoben worden,  nachdem  die  Erhebung  bereits  mehrmals  —  1,  (>.  1887  bis 
31.  12.  1893  und  wiederum  vom  1.  (i.  1895  bis  1.  0.  1896  —  zeitweilig 
ausgesetzt  war. 

")  Vergl.  Verfügung   des  Colonialministers  vom  25.  9.  1862,    ferner 
das  oben  Anm.  49  Gesagte. 


—  (is  - 

")  Die  AVertzölle  werden  auf  Grund  v(m  vierteljährlich  «'rs<hein«Mid«ni 
amtlichen  Warenpreisverzeichnisseu  erhcdxMi. 

^*^)  Dass  diese  Befreiungen    immerhin    nicht  unerheblich  waren,    er- 
jiiebt   sich   daraus,    dass    jnan    den  Zollausfall    auf    über  1   Million  H.  be- 
rechnete.    Davon  enttielen  auf  (ietreide  und  Mehl  4()4(HH)  H.,  Holz  400(MK)  ff, 
Lumpen  (Ausfuhrzoll)   KKIOOO  fl. 

*')  Vgl.  die  verschiedenen  Gesetze  und  Verordnungen  über  die  „Er- 
leichterung der  Formalitäten  bei  der  Warendurchfuhr"  (Gesetz  vom  4.  'S. 
1860,  Verordnungen  vom  20.  3.  1872  und   12.  3.  1876). 

*'')  Vgl.  deutsches  Handels- Archiv  1880  I. 

^'"*)  Gemeint  sind  hier  das  Recht  der  Küstenschiffahrt  und  die  Vor- 
rechte der  Eingeborenen. 

*^®)  Professor  d'Aulnis  de  Pourouill  im  (holländischen)  „Economist 
1899,  I.  Heft  S.  77. 

•^')  „Die  Kammer  —  in  der  Erwägung,  dass  die  Keichsffnanzen 
(;s-Rijks  middelen)  dringend  einer  Erhöhung  bedürfen :  dass  der  gegenwärtig 
geltende  Tarif  der  Einfuhrzölle  zu  diesem  Zweck  sobald  als  möglich 
revidiert  werden  muss  —  geht  zur  Tagesordnung  über."  Uebersetzt  nach 
d'Aulnis  de  Rourouill  a.  a.  0.  S.  79. 

*'■-)  Wir  geben  im  folgernden  eine  kleine,  keincNwegs  erschöpfende 
Auswahl  von  Schriften,  und  zwar  solcher  aus  beider  Lagern  : 

A.  J.  C.  Kremer:  Nationale  en  cosmopolitische  huishoudkunde, 
Arnhem  1883. 

A.  Beaujon  :  Handel  en  handelspolitiek,  Haarlem  1888. 

E.  C.  God^e:  Het  oude  stelsel  van  vrijen  handel  en  het  moderne 
protectionisme,  Utrecht  1883. 

W.  H.  Nijst:  De  oude  leer  der  handelsvrijheid  en  de  nienwe  he- 
schermingstlieorie,  Maestricht  1891. 

M.  Mees  :  Nadeelen  van  het  protectionisme  voor  de  werkende  klassen, 
Rotterdam  1891. 

W.  Meijer  :  Met  welk  recht  eischen  landbouw  en  industrie  bescher- 
ming  van  den  nationalen  arbeid  ?    Haarlem  1895, 

J.  Doornbosch  :  Beschermende  rechten  (protectionisme),  Veendam  1895. 

M.  J.  Pijnappel :  Arbeid  en  bescherming,  Amsterdam  1897. 

E.  Regout :  Däcadence  de  la  Nöerlande,  Maestricht  1898. 

H.J.Top:  Waarom  geene  beschermende  graanrechten y  Groningen 
1895. 

*^)  Mr.  J.  J.  I.  Harte,  Mitglied  der  II.  Kammer  der  Generalstaaten 
in  seiner  (wesentlich  theoretischen)  Schrift  Vrijhandel  en  Bescherming, 
Haag  1890.    S.  55. 

«*)  Kremer  a.  a.  0.  S.  102. 

*^y  Regout  a.  a.  0.  S.  7. 

•***)  ebenda  S.  12,  Doornbosch  a.  a.  0.  S.  4,  W.  Meyer  u.  andere. 

**')  so  u,  a.  Regout  S,  5. 
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*^^)  so  u.  i\.  Doonibosdi  S.  IS. 

•^■'j  Die  statistischen  Angaben  stanniien  in  dw  Hauptsache  aus  den 
„Jaarcijfers'S  einer  Publikation,  die  sicli  etwa  dem  Statistischen  Jalii'- 
luicli  für  das  deutsche  Reicli  vergleichen  lässt,  aber  mehr  enthält. 

^0)  Das  nicht  kulturfähige  Land  umiasst  (1898)  rund  mum  ha. 
Davon  entfallen  597  (XX)  ha  auf  Oedland,  125  (.XX)  ha  auf  Wasser  und 
Moräste  (ausschl.  Kanäle,  Häfen  p.  p.),  50<XX)  ha  aut  Dämme  und  Wege, 
«ler  Rest  auf  Bauterrain  und  anderes. 

" )  1833  umfasste  das  Oedland  00()  500, 1898  weniger  als  000000  ha  (s.  o.  > 
'-)  Von    der    landwirtsciiaftlich    benutzten  Fläche    entfallen  z.  B.  im 
Jahre  1898  5t),(;  Vc  J^"*  Eigenwirtschaft    des  Eigentümers,  43,4"/,,  juif  den 
Pachtbetrieb.     Der  Anteil  der  Pächter  beträgt  bei  Betrieben  von 

O-     5  ha 42,9Vo 

5-10 39,5  «0 

10-  20  „ 41,7% 

20-  50  ., ö0,9»o 

50— 1(X)  , •"')7,7% 

über  1(K.)  „  . 46,2«  „ 

Sehr  erhebliche  Abweichungen  weisen  die  einzelnen  Provinzen  auf. 
Dem  Landesdurchschnitt  von  43,4  "  ^  gegenüber  stehen  z.  B.  in  Groningen 
bloss  23,1,  in  Zeeland  dagegen  ()4,5"/(,  der  Fläche  in  Pachtbetrieb.  — 
Das  Pachtwesen  zeigt  übrigens  die  Tendenz  zuzunehmen,  und  zwar  ganz 
legelmässig  von  Jahr  zu  Jahr. 

'^)  Wovon  der  weitaus  grösste  Teil  auf  Preussen  entfällt.  Offenbar 
wird  die  ganze  Ausfuhr  Hollands  nach  Deutschland  auf  der  Landseite 
als  Ausfuhr  nach  Preussen  registriert. 

''^)  Vgl.  z.  B.  Deutsches  Handelsarchiv  18.S9,  Bd.  II.  Konsularbericht 
S.  450  ff'. 

'^)  Vgl.  die  deutsche  Schiffsvermessungsordnung  vom  1.  März  1895, 
§  27  Abs.  2.  Der  im  Text  angegebene  Ileduktionsfaktor  ist  übrigens  all- 
gemein gebräuchlich. 

•^•)  Es  sind  die  durchschnittlichen  Preisnotierungen  der  holländischen 
S<'hittbauwerften  aus  den  letzten  Jahren  zugrunde  gelegt.  Sie  lauten  auf 
9  bis  10  Lst.  pro  ton  dead  weight  (Ladefähigkeit).  Bei  gewöhnlichen 
Frachtdampfern  ist  das  Verhältnis  zwischen  Raumgehalt  und  Ladefähig- 
keit regelmässig : 

12 '/g    bis  13:  20  für  die  Netto-Registertonne. 
](>         „    17:  20     „      „     Brutto-  „ 

j»ei  9   -10  Lst  pro  ton  dead  weight  berechnet  sich  also  der  Preis  auf 
277  bis  320  Mark  pro  Netto-Registertonne. 
212    „    242      „        „    Brutto- 

Dies  stimmt  mit  den  Angaben  englischer  Statistiker  und  des 
deutschen  Reichsmarineamts  annähernd  überein. 

"'"')  Vgl.  z.  B.  die  Konsularberichte,  die  das  deutsche  Ilandelsnichiv 
veröffentlicht,  fernei-  den  Jahresbericht  der  Amsterdamer  Hnndelskainmer 


T 
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für  1899,  englische  Ausgabe  S    192.     Ebenila  S.  20>i  Anjralien   üi>er    Neu- 
bauten (Yachten)  für  das  Ausland. 

^*)  Vgl.  meine  Tabelle  in  Schmoliers  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  etc. 
PX.KJ  S.  9(>9. 

'°)  Schon  für  das  Jahr  1850  berechnet  das  Handelsarcliiv  (1S5.S  Bd.  I.), 
dass  der  Anteil  der  deutschen  .lusfuhr  an  der  Gesamtausfuhr  über 
holländische  Häfen  nach  Niederländisch-Ostindien  gegen  50  ^/^  betragen 
habe. 

^^)  Armenzorg  in  Nederland  ....  bewerkt  door  Mr.  Pli.  Falkenburg. 
Gemeente  Amsterdam,  3^6  atlevering,  Amsterdam  1893,  S.  152. 

*')  ebenda,  Gemeente  Rotterdam,  1  <ie  atlevering,  Amsterdam  1895  S.  10. 

*'-)  Circularbriefe  aus  Holland,  herausgegeben  nach  dem  Tode  des 
Verfassers.     Hamburg  1842. 

»'')  Gesetze  vom  27.  September  1892  und  2.  Oktober  1893. 


Lebenslauf; 


N        1 


Kurt  A.  K.  Wahl,  geboren  zu  Mannheim  am  10.  Ok- 
tober 1872  als  Sohn  des  Industrh^llen  Rudolf  Wahl  f.  *^van- 
o-elischer  Konfession,  wurde  im  l^lternhause  bis  zu  seinem 
achtzehnten  Lebensjalire  in  den  Gymnasialfächeru  unterrichtet; 
betrat  alsdann  die  kaufmännische  Laufbahn,  in  der  er  bis  zum 
Sommer  1S9()  verweilte;  besuciite  im  W.  S.  1S96/1)7  die 
Technische  Hochschule  zu  üarmstadt  und  legte  im  Finihjahr 
1897  am  ürossh.  Kealgynmasium  daselbst  die  Reifeprüfung 
ab;  studierte  sodann  von  Ostern  1897  bis  zum  Schlüsse  des 
W.  S.  1900/1901  au  der  Universität  München,  der  Technischen 
Hochschule  zu  Karlsruhe  i.  B.  und  den  Universitäten  Berlin 
und  Heidelberg  vornehmlich  Politische  (3ekonomie  und  Finanz- 
^vissenschaft.  Seinen  Lehrern,  den  Herren  Professoren  Hr. 
Böhtlingk,  Brentano,  Breymann,  üilthey,  Friedrich,  (Jrauert, 
Heigel,  Jellinek,  Lehmann,  Lotz,  Munc'ker,  Pernice,  Rathgen, 
S(di(iffer-Boichorst,  Sdimoller,  Sering,  Ad.  WagiuM-,  v.W(^nckstern, 
sagt  er  an  dieser  Stelle  aufrichtigen  Dank.  Zu  Ixisonderer 
l)ankbark(;it  fühlt  v.y  si<'h  den  Herren  l?rofessoren  Hr.  Rathgen, 
Schmoller,  Sering  verpflichtet,  die  seine  Studien  durcli  gütige 
Zulassung  zu  seminaristischen  Uebungen,  wie  dundi  wohl- 
w^ollenden  Rat  wesentlich  gefördert  haben. 


